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des fonctionnaires des écoles enfantines.

Art. 24. La première contribution de fr. 50 pour les régents et de fr. 30
pour les régentes sera payée pour l'année 1897.

Les régents et régentes qui, durant la même année, seront mis au bénéfice
de la pension de retraite, paieront la contribution complète.

Art. 25. Le présent règlement entrera en vigueur le 1er mai 1897.

82. s. Loi modifiant l'art. 67 bis de la loi du 26 octobre 1895 (modifications à la
loi du 5 juin 1886 sur l'instruction publique et dispositions additionnelles)
concernant l'instruction d'une caisse de prévoyance des fonctionnaires des écoles
enfantines. (Du 12 mai 1897.)

Le Conseil d'Etat de la République et Canton de Genève fait savoir que:
Le Grand Conseil, sur la proposition du Conseil d'Etat:

Décrète ce qui suit:
Article unique. L'art 67 bis de la loi du 26 octobre 1895 modifiant celle

du 5 juin 1886 sur l'instruction publique est modifié comme suit:
Art. 67 bis. Il est institué une Caisse de prévoyance des fonctionnaires

des écoles enfantines. Les statuts seront soumis à l'approbation du Grand Conseil.
Sont tenues d'en faire partie:

1° Toutes les fonctionnaires âgées de moins de 30 ans révolus;
2" Toutes celles qui sont nommées à partir de la promulgation de la

présente loi.
Peuvent aussi en faire partie les fonctionnaires qui auraient dépassé l'âge

de 30 ans révolus à l'époque de la constitution définitive de la Caisse.

Chaque membre verse une cotisation annuelle qui n'est pas inférieure à
40 francs.

A titre de subvention. l'Etat versera directement à la dite Caisse pour
chaque fonctionnaire non pensionnée, une allocation annuelle de 70 francs. Les
communes verseront de même pour chaque fonctionnaire portée à leur compte
une allocation annuelle de 40 francs.

Et, pendant dix années, à partir du jour où le nombre des membres dépassera
celui de cinquante. l'Etat inscrira au budget cantonal une allocation de 4.000 francs,
qui sera versée à la Caisse.

Le Conseil d'Etat est chargé de faire promulguer les présentes dans la
forme et le terme prescrits.

VI. Hochschulen.

83. i. Statuten für die Studirenden und Auditoren der Universität Zürich. (Vom
10. Februar 1897.)

Erster Abschnitt.

Aufnahme der Studirenden. Allgemeine Bestimmungen.
§ 1. AVer an der Universität Vorlesungen hören will, ist verpflichtet, sich

vom Rektor durch Immatrikulation aufnehmen zu lassen. Ausgenommen von
dieser Verpflichtung sind die Auditoren (s. Abschnitt AT). Als Studirende der
Universität gelten nur die Immatrikulirten.

§ 2. Zur Immatrikulation ist erforderlich, dass dem Rektorat vorgelegt
werde: a. Ein amtlicher Ausweis über das zurückgelegte 18. Altersjahr: —
b. ein genügendes bis auf die letzte Zeit reichendes Sittenzeugnis; — c. ein
Ausweis über den Besitz der erforderlichen Vorkenntnisse (§ 3); — fiir alle
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nicht in der Stadt Zürich verbürgerten Studirenden ein Schriftenempfangschein
oder eine Bescheinigung über erfolgte Abmeldung beim städtischen Kontrollbureau.

Die erwähnten Zeugnisse können durch ein einziges Aktenstück, z. B. das
Abgangszeugnis eines Gymnasiums oder einer andern Universität ersetzt werden,
falls dieses die Erfüllung der aufgestellten materiellen Forderungen nachweist.

§ 3. Alle Kantonsbürger haben ein Alaturitätszengiiis vorzuweisen. Dieses
Zeugnis wird durch eine vom Erziehungsrate gewählte Kommission oder die
eidgenössische Maturitätsprüfungskommission ausgestellt auf Grundlnge der
Ergebnisse einer vorherigen Prüfung. Letztere wird denjenigen erlassen, welche
mit befriedigendem Eutlassungszeugnis von der obersten Klasse eines zürcherischen

Gymnasiums, einer zürcherischen Industrieschule, des Lehrerseminars
oder anderer schweizerischen Schulen von gleicher Höhe an die Hochschule
übergehen.

Nichtkantonsbürger haben sich auszuweisen über genügende A'orkenntnisse
znm Besuch einer Hochschule, insbesondere über hinlängliches ATerständnis der
deutschen Sprache und zwar entweder durch Zeugnisse in- oder ausländischer
höherer Bildungsanstalten oder durch Priifung (siehe § 141 des Unterrichtsgesetzes

und das Reglement über die Zulassungsprüfung).
§ 4. In zweifelhaften Fällen entscheidet die Hochschulkommission über

die Zulassung zur Immatrikulation; gegen einen abweisenden Beschluss
derselben kann an den Erziehungsrat rekurrirt werden.

§ 5. Die regulären Immatrikulationen finden in der Woche des Semesterbeginns

statt. Der Rektor macht im Vorlesungsverzeichnis und am schwarzen
Brette die Termine derselben bekannt. Nachträgliche Immatrikulationen werden
nur ausnahmsweise im Fall einer triftigen Entschuldigung der Verspätung
vorgenommen.

§ 6. Ist die Immatrikulation vom Rektor bewilligt, so hat der Betreffende
auf der Kanzlei der Universität das vom Gesetze bestimmte Einschreibgeld von
12 Franken, sowie eine Kanzleigebühr von 1 Fr. zu entrichten und sich in das
Matrikelbuch einzutragen.

Stipendiaten des Kantons Zürich, sowie solche Studirende, welche innerhalb
der vorangegangenen 5 Jahre an der Universität imniatrikulirt gewesen und
mit Abgangszeugnis abgegangen sind (§ 41), sind von der Einschreibgebühr
befreit. Studirende. welche ein Abgangszeugnis von einer andern Universität
oder dem eidgen. Polytechnikum beibringen, sowie hiesige Studirende. deren
Matrikel ausgelaufen ist (§ 39 a), bezahlen nur die Hälfte des Einschreibegeldes.

§ 7. Bei der Immatrikulation legt der Stndirende dem Rektor das
Handgelübde ab. sich den Statuten der Universität und den Gesetzen des Landes in
allem zu unterziehen, den Studien mit Ernst und Eifer obzuliegen und alles
zu meiden, was der Universität zum Schaden oder zur Unehre gereichen könnte.

§ 8. Die vorgelegten Ausweise werden durch das Rektorat aufbewahrt
und den Studirenden darüber ein Empfangschein ausgestellt. Ausserdem erhält
der Studirende nach der Immatrikulation eine Matrikelurkunde und eine persönliche

Ausweiskarte (Legitimationskarte). sowie ein Kollegienverzeichuis (§ 19)
nnd ein Exemplar der gegenwärtigen Statuten nebst Anhang.

§ 9. Der Studirende hat bei der Meldung zur Immatrikulation, eventuell
so bald als möglich nachher, seine AA'ohnung auf der Kanzlei anzuzeigen, wo
sie in die Tabelle einzutragen und auf der Legitimationskarte vorzumerken ist.
Ebenso ist jede AVohnungsäuderung binnen 24 Stunden zum gleichen Zwecke
daselbst anzuzeigen.

Unterlassung oder A'erzögerung dieser Anzeige ist vom Rektor mit
angemessener Disziplinarstrafe zu belegen.

§ 10. Durch die Immatrikulation erhalten die Studirenden das Anrecht auf:
1. Den Zutritt zu den von ihnen gewählten Vorlesungen, unter Arorans-

setzung akademischer Lernfreiheit gemäss § 126 des Gesetzes über das
Unterriehtswesen :
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2. amtliche Bescheinigungen von den Dozenten, bei welchen sie Kollegien
gehört haben, und ein darauf begründetes Abgangszeugnis des Bektors :

3. die reglementarische Benutzung aller der Universität offenstehenden
Bibliotheken. Sammlungen, Anstalten für den Unterricht, der Krankenkasse

u. s. w. (vgl. auch Anhang II. Nr. 1 u. 2).
§ 11. Jeder Studirende hat zn Anfang jedes Semesters an die Kasse der

LTniversität einen Beitrag von 3 Franken für die Kantonalbibliothek und die
Sammlungen, einen solchen von 2 Franken fiir die Krankenkasse und einen
solchen von 1 Franken für gemeinsame Ausgaben der Studentenschaft zu
bezahlen. Stipendiaten des Kantons Zürich sind von dem erstgenannten Beitrag
befreit.

§ 12. Für die Benutzungen derjenigen Bibliotheken, für welche besondere
Ausweiskarten von seite des Rektorats erforderlich sind, können solche von
den Studirenden auf der Kanzlei bezogen werden.

§ 13. Die Legitimationskarte ist im Beginne jedes Semesters durch
Abstempelung in der Kanzlei zu erneuern.

§ 14. A7erliert ein Studirender seine Legitimationskarte, so hat er davon
binnen 24 Stunden dem Rektor Anzeige zu machen.

Unterlassung oder A'erzögerung dieser Anzeige zieht angemessene
Disziplinarstrafe nach sich.

Die Kosten fiir die öffentliche Annullirung einer verlorenen und die
Ausstellung einer neuen Legitimationskarte hat der Studirende zu tragen.

Bei wiederholtem A'erlust der Legitimationskarte kommt noch eine Busse
von 5 Franken in die Kasse der Kantonalbibliothek hinzu.

§ 15. Der Bektor übermittelt halbjährlich den kantonalen und städtischen
Behörden das amtliche ATerzeichnis der Studirenden.

§ 16. Die Legitimationskarte gilt zugleich als Aufenthaltsbewilligung von
seite der politischen Behörden.

§ 17. Gegen A'orweisung der Legitimationskarte wird der Studirende von
den Polizeibehörden und deren Bediensteten in Beziehung auf A'erhaftung uud
ähnliche Massregeln gleich Personen mit festem AVohnsitz behandelt.

§ 18. Polizeiliche AA'egweisung eines Studirenden findet, dringende Fälle
ausgenommen, erst nach eingeholtem Bericht des Bektors statt; auch wird von
der getroffenen A'erfügung dem Bektor Kenntnis gegeben.

Zweiter Abschnitt.

Einschreibung der Kollegien. Kollegienzeugnisse.
g 19. Jeder Studirende erhält bei seiner Immatrikulation ein rubrizirtes.

auf zehn Semester ausreichendes Kollegienverzeichnis, in welches eingetragen
werden: f<. durch den Studirenden beim Beginn eines jeden Semesters die
Ablesungen, die er zn hören wünscht; — b. sodann durch den Kassier der
Hochschule die Bescheinigung der geschehenen Einschreibung und geleisteten Honorar-
zahlnng; — e. durch die betreffenden Dozenten die Bescheinigung der
geschehenen Anmeldung und am Schlüsse des Semesters der geschehenen Abmeldung,
bei b und c unter Beifügung von Datum und Unterschrift.

§ 20. Für die von ihm gewählten ATorlesungen hat der Studirende sich
während der ersten zwei Wochen nach Beginn des Semesters bei dem Kassier
der Universität einzuschreiben und das Honorar zu entrichten, sodann aber
unter A7orlegung des die Einschreibung und Quittung enthaltenden
Kollegienverzeichnisses bei den betreffenden Dozenten zur Einzeichnung sich anzumelden.

Die Form der Erlassung des Honorars gegenüber den Studirenden bleibt
den Fakultäten überlassen.

§ 21. Sofern einzelne Vorlesungen zu ihrem gehörigen A'erständnisse das

vorausgegangene Studium gewisser anderer Disziplinen erfordern, ist der Lehrer
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berechtigt, zu verlangen, dass der Studirende sich für den Zutritt zu seinen
A'oriesungen über die nötigen ATorkenntnisse ausweise.

§ 22. Es wird den Fakultäten freigestellt, behufs Kontrolle des Besuches
der A'oriesungen durch Berechtigte besondere den A'erhältnissen angemessene
Bestimmungen, z. B. die Aushingabe von Platzkarten anzuordnen.

Nicht eingeschriebene Zuhörer können durch den Pedell fortgewiesen werden.

§ 23. Diejenigen Studirenden, welche 3 AVochen nach Beginn des Semesters
nicht auf A'oriesungen von zusammen wenigstens 6 Stunden eingeschrieben sind,
werden vor den Rektor zitirt und zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen
aufgefordert. Dabei werden Gratiskollegien, die Seminarübungen ausgenommen,
nicht gerechnet.

Kann die Unterlassung nicht durch triftige, vom Rektor anerkannte Gründe
gerechtfertigt werden, nnd bleiben wiederholte Ermahnungen fruchtlos, so
werden die Säumigen aus dem A'erzeichnis der Studirenden gestrichen, und zwar
spätestens mit Ablauf der fünften AVoche nach Beginn des Semesters.

§ 24. Urlaub kann den Studirenden vom Rektor höchstens je auf ein
Semester erteilt werden, und zwar nur in dringenden, durch Zeugnisse
gerechtfertigten Fällen, insbesondere bei A'erhinderung durch Krankheit oder durch
Militärdienst.

§ 25. Anmeldungen und Abmeldungen bei den Dozenten müssen persönlich
geschehen. Nachträgliche Bescheinigungen über erfolgte Abmeldung dürfen nur
ausnahmsweise ausgestellt werden. Später als zu Anfang des nächstfolgenden
Semesters sind die Dozenten nicht mehr verpflichtet, überhaupt noch Bescheinigungen

auszustellen.

§ 26. Über eine Vorlesung, welche ein Student nicht bis zum Schluss
gehört hat. darf von dem Dozenten ohne schriftliche Ermächtigung durch den
Rektor keine Abmeldung bescheinigt werden. Der Rektor wird diese Ermächtigung

nur auf triftige Grütide hin gewähren. Iu den Abmeldnngsbescheinigungen
Ist der Zeitpunkt, bis zu welchem die Vorlesung besucht worden ist. anzugeben.

Dritter Abschnitt.

Disziplin.
§ 27. Die Studirenden sind gleich jedem andern Einwohner des Kantons

den Gesetzen und Behörden desselben unterworfen.
Sie haben keinen privilegirten Gerichtsstand.
§ 28. Feierliche Aufzüge und Fackelzüge der Studirenden bedürfen der

Erlaubnis des Rektors.
§ 29. A'erbindungen. welche dem Duell A'orschub leisten oder das Duell

in ihren Statuten nicht ausdrücklich ausschliessen, sind untersagt.
§ 30. Disziplinarfehler werden von den akademischen Behörden bestraft.

Zu jenen (vorausgesetzt, dass sie nicht in das Gebiet der zürcherischen
Strafgesetzgebung fallen) gehören, ausser den schon in den §§ 9 und 14 angeführten,
namentlich noch folgende: a. Vernachlässigung der Studien: — b. Übertretung
von ATorschriften dieser Statuten, sowie LTngehorsam gegen Rektor und
Senatsausschuss. insbesondere Nichterscheinen auf Zitation; — c. A'erletzung der den
akademischen Lehrern gebührenden Achtung: — cl. A'erletzung der Sittlichkeit
und des Anstandes, z. B. durch Trunkenheit. Störung der nächtlichen Ruhe
oder sonstige Exzesse; — e. leichtfertiges Schuldenmachen; —/. Provokation
von Händeln oder leichtfertige Beteiligung an solchen.

§ 31. Die gerichtliche Beurteilung wegen Verbrechen. A'ergehen oder
Polizeiübertretungen hebt die Befugnis der akademischen Behörden zu
disziplinarischem Einschreiten im Sinne des § 32 nicht auf.

Insbesondere bleibt denselben vorbehalten. Studirende wegen Teilnahme an
Duellen oder an solchen A'erbindungen. welche gemäss § 29 dieser Statuten
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untersagt sind, von sich aus zu bestrafen oder an eine vom Strafrichter
ausgesprochene Strafe die in § 32 Ziff. 5—7 bezeichneten Folgen zu knüpfen (vgl.
auch die Bestimmungen des Strafgesetzes im Anhang I).

§ 32. Zur Handhabung der Disziplin sind folgende Alittel anzuwenden :

1. Ermahnungen oder Verweise durch den Rektor allein : — 2. Ermahnungen
oder Verweise durch den Rektor vor Senatsausschuss; — 3. Geldbussen bis auf
24 Franken in die Kasse der Kantonalbibliothek : — 4. Karzer im Universitätsgebäude

bis auf 6 Tage: — 5. Unterschrift des Consilium abeundi: - 6.
Consilium abeundi; — 7. Relegation.

§ 33. Der Rektor hat die Kompetenz zur Erteilung von Mahnungen und
Verweisen, zur Verhängung von Bussen bis auf 6 Franken, von Karzerstrafen
bis auf 24 Stunden und zu der in § 23 bezeichneten Streichung aus dem
Verzeichnis der Studirenden.

Höhere Disziplinarstrafen sind Sache des Senatsansschusses, des Senats und
des Erziehungsdirektors.

§ 34. Die Unterschrift des Consilium abeundi wird vom Senate beschlossen.
Dieselbe besteht darin, dass der Fehlbare eigenhändig bezeugt, es sei ihm auf
den Fall, dass er sich in der Folge wieder einen gleichen oder ähnlichen Fehler
zu schulden kommen lassen werde, das wirkliche Consilium abeundi bereits
angedroht worden.

§ 35. Die Entscheidung über Consilium abeundi und Relegation erfolgt
anf Antrag des Senats durch den Erziehnngsdirektor.

Das Consilium abeundi ist eine nicht öffentliche Ausschliessung von der
Universität für das laufende und das folgende Semester.

Die Relegation ist eine öffentliche Ausschliessung von der Universität,
welche sich wenigstens auf das laufende und die zwei folgenden Semester
erstreckt, am schwarzen Brett angeschlagen, sowie den andern Universitäten der
Schweiz angezeigt wird, und zur A'ersehärfung in den öffentlichen Blättern
bekannt gemacht werden kann.

§ 36. Von den Strafen, welche durch den Senatsausschuss oder eine höhere
Instanz verhängt wurden, ist durch den Bektor auch den Eltern oder
Vormündern des Bestraften Kenntnis zu geben.

Von einem Consilium abeundi und einer Belegation gibt der Erziehnngsdirektor

der Polizeidirektion zu Handen der untern Polizeistellen Kenntnis uud
kann, wenn die Strafe einen Ausländer betrifft, gleichzeitig an dieselbe den
Antrag auf Wegweisung aus dem Kanton stellen.

§ 37. Über die Wiederaufnahme von Studirenden. welche mit dem
Consilium abeundi oder mit Relegation bestraft worden sind, entscheidet der Senat,
über die Aufnahme von Studirenden. die von anderen Universitäten relegirt
worden sind, der Senatsanssclmss.

§ 38. Der Pedell erhält für jede Zitation oder Mahnung, wrelche durch die
Schuld des betreffenden Studirenden nötig geworden ist, von demselben 60 Rappen :

wird eine erste Zitation nicht befolgt, so beträgt bei jeder AViederholung
derselben (abgesehen von Disziplinarstrafe, siehe g 30 b) die Gebühr 60 Rappen
mehr als bei der vorangegangenen Zitation.

Viertir Abschnitt.

Abgang der Studirenden. Abgangszeugnis.
§ 39. Die durch die Immatrikulation erworbenen Rechte erlöschen fiir den

Studirenden : a. nach einer Dauer von 11 Semestern des Studiums an der
I'niversität Zürich ; — b. durch Abgang von der Universität ; — c. durch
Immatrikulation an einer andern Universität ; — d. durch Verfügung des Rektors
im Sinne von § 23; — e. infolge 1er Strafe des Consilium abeundi oder der
Belegation : — /. im Falle polizeilicher oder gerichtlicher Ausweisung aus dem
Kanton oder der Eidgenossenschaft.
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In Bezug auf die Erneuerung der Immatrikulation vgl. die nähern
Bestimmungen fiir die Fälle a—d in § 6, für den Fall e in § 37.

§ 40. Jeder Studirende. welcher von der LTniversität abgehen will, hat
hievon dem Bektor mündlich oder schriftlich Anzeige zu machen und demselben
die Legitimationskarte, wie etwa erhaltene Bibliothekkarten abzuliefern. Darauf
empfängt er gegen Rückgabe des Empfangscheins (§ 8) die bei der Immatrikulation

deponirten Schriften zurück.
§ 41. Zur Erlangung eines Abgangszeugnisses (Exmatrikel) hat der

Studirende, nachdem er sich gemäss § 40 abgemeldet, an die Kanzlei der Universität
3 Franken zu Gunsten der Kantonalbibliothek und 60 Rappen fiir Ausfertigung
des Zeugnisses zu bezahlen. Stipendiaten des Kantons Zürich sind von ersterein
Betrage befreit.

Behufs Eintragung der gehörten Kollegien in das Abgangszeugnis ist das

Kollegienverzeichnis einzureichen, welches mit dem Abgangszeugnis wieder
zurückgegeben wird. Kollegien, deren Besuch nicht amtlich bezeugt ist. werden
nicht in das Abgangszeugnis aufgenommen. Kann das Kollegienverzeichnis
überhaupt nieht mehr vorgelegt werden, so wird nur die Dauer der Immatrikulation
an der Universität bezeugt.

Das Abgangszeugnis enthält ferner eine Bemerkung über das Betragen
des Studirenden während seiner Studienzeit. In derselben sind etwaige
akademische Strafen ($ 32) zu erwähnen.

§ 42. AVährend ein Studirender in eine Untersuchung verwickelt ist,
erhält er ohne vorhergegangene Verhandlung mit der Untersuchiingsbehörde
kein Abgangszeugnis.

Fünfter Abschnitt.

Die Auditoren.
§ 43. Als Auditoren, welche ohne Immatrikulation zum Besuche einzelner

Kollegien berechtigt sind, wrerden aufgenommen;
1. Schüler der eidgenössischen polytechnischen Schule :

2. Personen, die volljährig sind oder sich über bestandene Promotion oder
Staatsprüfung ausweisen ;

3. unter der Bedingung einer besondern Erlaubnis des Erzichungsdirektors
anch anderweitige, mindestens 18 Jahre alte Personen, besonders solche,
welche sich auf die Alaturitäts- resp. Zulassungsprüfung vorbereiten (vgl.
§ 143 des Gesetzes über das Unterriehtswesen).

§ 44. Die Auditoren haben die Kollegiengelder gleich den Studirenden zu
entrichten. Fiir den Besuch von Seminarien. die für die Studirenden
unentgeltlich sind, haben sie ein der Stundenzahl entsprechendes Honorar zu bezahlen.

§ 45. Die Auditoren stehen während ihres Aufenthaltes in den Gebäuden
der Universität und mit Rücksicht auf ihre Beziehungen zu den Dozenten
unter akademischer Disziplin. Abgesehen von AVegweisung wegen unterlassener
Einschreibung der von ihnen besuchten Kollegien können sie infolge von
Übertretung der Disziplinarvorschriften durch Beschluss des Senatsansschusses für
kürzere oder längere Zeit von der Erlaubnis. A'oriesungen zu besuchen,
ausgeschlossen werden. Verfehlungen von Schülern des eidgenössischen
Polytechnikums werden den Behörden dieser Anstalt mitgeteilt.

S 46. Es steht im Ermessen des Dozenten, einem Auditor über den Besuch
von Kollegien ein Zeugnis auszustellen.

S 47. Die Auditoren können durch Bezahlung eines Semesterbeitrages
von 3 Franken das Recht zur Benutzung der Bibliotheken und Sammlungen
der Universität erwerben.

§ 48. Die Zahl der Auditoren wird vom Rektor, auf Grund der Listen
des Kassiers der Universität, in dem von ihm halbjährlich zu veröffentlichenden
Personalverzeichuis der LTniversität besonders angegeben.
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Sechster Abschnitt.

Schlussbestimmung.
§ 49. Durch gegenwärtige Statuten werden diejenigen vom 22. Juni 1894

aufgehoben.
§ 50. Diese Statuten sind im Amtsblatt zn veröffentlichen und in je einem

Exemplar nebst dem Anhang den sämtlichen Studirenden der Hochschule Zürich
einzuhändigen.

Anhang I. — Auszug aus dem Strafgesetzbuch vom 8. Januar 1871.

II. Abteilung. II. Titel: „Verbrechen gegen den Frieden".
§ 92. Der Zweikampf (Duell) wird, wenn er auch keine Körperverletzung

oder bloss eine unbedeutende zur Folge hatte, gegenüber dem Herausforderer
und dem Herausgeforderten mit Gefängnis bis zu zwei Monaten, verbunden mit
Geldbnsse bestraft. Erfolgt aber eine Tötung oder eine der in § 138 lit. a l)
bezeichneten Körperverletzungen, so besteht die Strafe für den Urheber
derselben in Gefängnis von wenigstens zwei Monaten, verbunden mit Geldbusse.

§ 93. Ist eine Kampfweise gewählt worden, welche eine Tötung oder schwere
ATerwundung notwendig herbeiführen musste, oder wurden bei dem Zweikampf
die üblichen Kampfregeln absichtlich übertreten und dadurch eine Tötung oder
schwere Körperverletzung verursacht, so sind die Täter und Teilnehmer der
ersteren. sowie die Täter der letzteren nach den Bestimmungen über Tötung
oder Körperverletzung zu bestrafen.

§ 94. Kartellträger werden mit Gefängnis bis zu zwei Alonaten verbunden
mit Geldbusse, die Sekundanten. Zeugen und der Unparteiische mit Geldbusse
bis zu 100 Franken bestraft. Die Arzte sind straflos.

§ 95. Haben die Beteiligten (§§ 92 und 94) sich an dem für das Duell
bestimmten Orte eingefunden, unterblieb aber der A7ollzug wegen äusserer
Hindernisse, so trifft den Herausforderer und den Herausgeforderten Gefängnis
bis zu einem Monat, verbunden mit Geldbusse.

§ 96. AVer zum Duell oder zur Fortsetzung desselben anreizt, oder der
gütlichen Beilegung des Streites entgegenwirkt, ebenso wer wissentlich das
Lokal oder die AVaffen zu einem Duelle hergibt, oder demselben anderweitigen
Vorschub leistet, soll mit Gefängnis bis zu zwei Monaten, verbunden mit Busse,
in milderen Fällen mit letzterer allein belegt werden. Betrifft es einen Wirt,
so kann ihm das Becht, eine AVirtschaft zu betreiben, zeitweise entzogen werden.

§ 97. A'erbindungen, welche dem Duell Vorschub leisten, sind untersagt.
AVer an solchen A'erbindungen teil nimmt, verfällt in eine Polizeibusse von
25 bis zu 100 Franken.

Anhang II. — Auszüge aus verschiedenen Verordnungen.
1. Preise fiir hervorragende Leistungen.

Zur Belebung des selbsttätigen wissenschaftlichen Eifers und Fleisses der
Studirenden wird, abgesehen von dem Preisinstitut, sowie von den Bestimmungen
für das philologisch-pädagogische Seminar, von dem Erziehungsrate jährlich
eine Summe ausgesetzt, welche zu semesterweiser A'ergebung von Preisen an
solche Studirenden der theologischen, staatswissenschaftlichen und philosophischen
Fakultät, welche sich in schriftlichen wissenschaftlichen Übungen durch
vorzügliche Leistungen hervorgetan haben, verwendet werdeu kann.

Über die Zuerkennung solcher Preise entscheidet am Ende des Semesters
der Erziehungsdirektor auf das abgegebene motivirte Gutachten der betreffenden
Fakultät.

0 § 138. Wer vorsätzlich und in rechtswidriger Weise, jedoch ohne die Absicht zu
töten, den Körper und die Gesundheit eines andern verletzt hat, soll wegen Körperverletzung
folgendermassen bestraft werden :

a. Mit Zuchthaus bis zu acht Jahren oder Arbeitshaus, wenn ein erheblicher bleibender
Nachteil am Körper oder im der Gesundheit des Verletzten verursacht wurde.

12
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Diejenigen Semesterarbeiten, welche mit Preisen ausgezeichnet wurden,
können von den Fakultäten den Studirenden als schriftliche Promotionsprüfungsarbeiten

angerechnet werden.
Ausser den Semesterpreisen werden fiir alle Fakultäten am Stiftungstage

der Hochschule (29. April) Preisaufgaben verkündet, fiir welche eine zweijährige
Bearbeitnngsfrist besteht. Die näheren A'orschriften über Bearbeitung dieser
Aufgaben, über die Höhe der Haupt- und Nahepreise etc. sind in besonderen
Statuten enthalten, welche beim Pedell einzusehen und zu beziehen sind. Die
laufenden Preisangaben sind jederzeit am schwarzen Brett angeschlagen und
im ATorlesungsVerzeichnis abgedruckt.

2. Arerpflegung der Studirenden in Krankheitsfällen.
Jeder Studirende geniesst nach ATertrag der Erziehungsdirektion mit der

Sanitätsdirektion vom 8. Dezember 1886 gegen Entrichtung eines Semesterbeitrages

von 2 Franken, in Erkrankungsfällen, welche eine Aufnahme in ein
Krankenhaus erforderlich machen, freie Verpflegung im Kantonsspital Zürich,
ausnahmsweise auch im Kantonsspital AATnterthur bis zu einer Dauer von
49 Tagen. Zwei Studirende erhalten eventuell ein gemeinsames Zimmer in der
Abteilung fiir Privatkranke. wenn nicht die Natur der Krankheit Isolimng
erfordert.

Die Studirenden werden daranf aufmerksam gemacht, dass ihnen das Recht
der Benutzung der Abteilung fiir Privatkranke im Falle des Platzmangels
erlischt, dagegen freie ATerpflegnng im Kantonsspital zugesichert bleibt, wenn sie
sich in die allgemeinen Krankeusäle aufnehmen lassen.

Endlich können auch erkrankte Studirende. welche in ihrer AVohnung bleiben,
sobald sie unbemittelt sind, durch die Poliklinik freie Behandung und unter
Umständen auch freie Arznei erhalten.

81. a. Promotionsordnung der I. Sektion der philosophischen Fakultät der Hochschule
Zürich. (A'om 1.9. Dezember 1897.)

§ 1. Gemäss § 139 des Gesetzes über das gesamte Unterriehtswesen des
Kantons Zürich vom 23. Christmonat 1859 steht jeder der beiden Sektionen der
philosophischen Fakultät das Recht zu, die Würde eines Doktors der Philosophie
zu erteilen.

§ 2. Die I. Sektion der philosophischen Fakultät erteilt die Doktorwürde:
1. infolge einer bei ihr eingereichten Bewerbung auf Grundlage einer

Dissertation und einer Priifung;
2. ohne vorangegangene Bewerbung von sich aus und unentgeltlich auf

Grund anerkannter A'erdienste um die AVissenschaft (Ehrenpromotion).

I.Promotion infolge eingereichter Bewerbung.
§ 3. Die Bewerbung geschieht bei dem Dekan der Sektion durch ein schriftliches

Gesuch, in welchem der Bewerber sein Hauptfach und zwei Nebenfächer
zu bezeichnen hat. Von den Nebenfächern muss wenigstens das eine aus einer
anderen Abteilung als derjenigen des Hauptfaches gewählt werden (siehe § 4).

Dem Gesuche hat der Bewerber beizulegen:
1. einen kurzen Abriss seines Bildungs- nnd Studienganges (curriculum vitte);
2. genügende Zeugnisse darüber, dass er ein Triennium des akademischen

Kurses zurückgelegt hat, von dem mindestens zwei Semester an der
zürcherischen Hochschule verbracht worden sind;

3. ein genügendes Sittenzeugnis ;

4. eine selbstverfasste wissenschaftliche Abhandlung in druckfertigem, leicht
lesbarem Manuskript, deren Gegenstand in der Regel dem vom Kandidaten

vorgeschlagenen Hauptfach entnommen sein muss.
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In besonderen Fällen kann das sub 2 bemerkte Erfordernis durch Sektions-
beschluss erlassen werden.

In Ausnahmefällen, welche jedoch einem Spezialbeschluss der Sektion
unterliegen, kann an Stelle der unter 4 geforderten Dissertation in Alanuskript eine
Druckschrift angenommen werden.

Nur diejenigen Kandidaten können auf Absolvirung der Promotion in dem
betreffenden Semester Anspruch erheben, welche ihre Dissertation spätestens
acht AVochen vor dem offiziellen Semesterschlusse einreichen.

§ 4. Zur Wegleitung für die Kandidaten dient nachfolgendes A'erzeichnis
der wesentlichen Haupt- und Nebenfächer.

/. Hauptfächer.
A. Philosophie und Pädagogik.

Philosophie (Geschichte der Philosophie und Psychologie). — Pädagogik
(Geschichte der Pädagogik, einschliesslich Schulkunde und Psychologie).

B. Sprach- und Altertumswissenschaft, Literaturgeschichte.
Sprache und Literatur der semitischen A'ölker. — Hebräische Sprache und

Literatur. — Arabische Sprache und Literatur. — Syrische Sprache und
Literatur. — Abgleichende Grammatik der indogermanischen Sprachen. — Altindische
Philologie. — Klassische Philologie. — Klassische Archäologie. — Deutsche
Sprache und Literatur. — Germanische Linguistik. — Geschichte der Sprache
und Literatur Englands (Angelsächsisch inbegriffen). — Geschichte der Sprache
und Literatur Frankreichs (Proveuzalisch inbegriffen). — Geschichte der Sprache
und Literatur Italiens. — Geschichte der Sprache und Literatur Spaniens. —
Abgleichende Geschichte der romanischen Sprachen.

C. Geschichte und Kunstgeschichte.
Allgemeine Geschichte. — Alte Geschichte und Geographie nebst Quellenkunde.

— Schweizergeschichte (unter Voraussetzung voller Kenntnis der
allgemeinen Geschichte). — Kunstgeschichte (Geschichte der Kunstentwickelung
vom Beginne der christlichen Ara bis zur neuesten Zeit).

27. Nebenfächer.

Als solche können alle Hauptfächer dienen, und ausserdem noch folgende
Spezialfächer:

A.Philosophie und Pädagogik.
Geschichte der antiken Philosophie. — Geschichte der neueren Philosophie. —

Psychologie. — Ästhetik. — Pädagogik (Allgemeine Pädagogik und Geschichte
der Pädagogik).

B. Sprach- nnd Altertumswissenschaft. Literaturgeschichte.
Neubiblische jüdische Literatur. — Sanskrit. — Altiranische Sprachen. —

Griechische Sprache und Literatur. — Griechische Antiquitäten. — Lateinische
Sprache und Literatur. — Historisch-vergleichende Grammatik des Griechischen
und Lateinischen. — Römische Antiquitäten. — Geschichte der alten Kunst. —
Griechische Epigraphik. — Lateinische Epigraphik. — Deutsche
Literaturgeschichte. — Altnordisch. — Gotisch. Alt- und Alittelhochdeutsch. —
Angelsächsische Sprache und Literatur. — Englische Literatur (mit Kenntnis der
Sprache des betreffenden Zeitraums). — Geschichte der rätischen Sprache und
Literatur. — Geschichte der rumänischen Sprache und Literatur. — Geschichte
der portugiesischen Sprache und Literatur.

C. Geschichte und Geographie.
Alte Geschichte. — Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit. — Paläo-

graphie und Diplomatik. — Geographie.
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Als selbstverständlich wird dabei betrachtet, dass das gewählte Nebenfach
nicht in dem Hauptfach des Kandidaten enthalten ist.

Über die Zulassung hier nicht verzeichneter Fächer, sowie über die Zulässigkeit
der vom Kandidaten gewählten Kombination von Haupt- und Nebenfächern

entscheidet in zweifelhaften Fällen die Fakultät.
S 5. Der Dekan übermittelt die Eingabe zur Prüfung und Begutachtung

einem oder wenn möglich zwei Referenten ans der Zahl derjenigen Professoren,
in deren Fach der Gegenstand der Dissertation fällt. Im Falle des Bedürfnisses
ist er befugt, einen Privatdozenten oder ein Mitglied einer andern Fakultät um
Übernahme eines Beferates zn ersuchen.

Die Referenten stellen die Akten, begleitet von ihren schriftlichen
Gutachten und einem darauf begründeten Antrag, dem Dekan zu Handen der Sektion
zurück.

§ 6. Ist der Antrag auf Zulassung von seite der (des) Referenten
bedingungslos erfolgt, so gilt dieselbe als beschlossen, und der Dekan trifft die
erforderlichen Einleitungen zur Prüfung. AVerden von dem oder den Referenten
Bedingungen gestellt, so sind dieselben zu erfüllen, bevor der Kandidat zur
weiteren Prüfung zugelassen werden kann. Sind die Referenten geteilter Meinung
oder wünschen sie selbst einen Entscheid der Sektion, so bestimmt die letztere
über die Zulassung zur Prüfung.

Im Falle der Nichtzulassung steht dem Bewerber nach Verfluss von sechs
Monaten das Recht zu neuer Bewerbung zu, vorbehalten die Bestimmung von § 18.

§ 7. Die Prüfung wird schriftlich und mündlich vorgenommen ; die schriftliche

geht stets voran.
ATom Kandidaten wird eine hinreichende Beherrschung der deutschen Sprache

verlangt, die einen mühelosen Verkehr in AVort und Schrift ermöglicht.
§ 8. Die schriftliche Prüfung besteht:

1. in der Bearbeitung einer Aufgabe, welche der Kandidat innerhalb dreier
Tage zu Hause, unter freier Benutzung der wissenschaftliehen Hülfsmittel.
zu lösen hat;

2. in einer Klausurarbeit, die innerhalb vier Stunden anzufertigen ist.
Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung und die Sprache, in der sie zu

bearbeiten sind, werden von denjenigen Professoren bestimmt, welchen dekret-
gemäss die Lehrstellen der vom Examinanden bezeichneten Fächer (§ 3)
übertragen sind.

In der Regel soll die Hausarbeit einem der Nebenfächer, die Klausurarbeit
dem Hauptfach entnommen sein.

§ 9. Die schriftlichen Arbeiten werden von den Professoren, welche das
Thema derselben stellten, schriftlich zensirt, samt der Beurteilung dem Dekan
eingehändigt und von diesem für die Aiitglieder der Sektion zur Einsicht
aufgelegt.

§ 10. Die mündliche Prüfung besteht in einem Kolloquium vor versammelter
Sektion, welches sich auf alle drei von dem Kandidaten gewählten Fächer bezieht.

§ 11. Der Dekan bestimmt den Termin der mündlichen Prüfung und setzt
die Aiitglieder der Sektion durch besondere Einladuug von demselben in Kenntnis.

§ 12. Die Examinatoren werden vom Dekan nach vorhergehender Besprechung
mit den A'ertretern der betreffenden Fächer bestimmt. Der Dekan ist befugt,
nötigenfalls Aiitglieder einer andern Fakultät als Examinatoren zuzuziehen.

§ 13. Nach Beendigung der auf nicht länger als 21/« Stunden auszudehnenden
Prüfung nimmt die Sektion die Beratung und Abstimmung über die Befähigung
des Kandidaten vor.

§ 14. Denjenigen Bewerbern, welche die zürcherische Diplomprüfung für
Kandidaten des höhern Lehramtes in den philologisch-historischen Fächern mit
Erfolg bestanden haben, wird die schriftliche Prüfung ganz erlassen, die mündliche

auf die Dauer von 11;2 Stunden beschränkt. Modifikationen in dieser teil-
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weisen Erlassung. oder Ausdehnung derselben auf solche Kandidaten, die fiir
das zürcherische Diplom ein Äquivalent zu bieten im stände sind, unterliegen,
als Ausnahmefälle, einem Spezialbeschluss der Fakultät, zu welchem zwei Drittel
der anwesenden Sektionsmitglieder ihre Zustimmung geben müssen.

S 15. Der Dekan macht dem Kandidaten das Resultat der Abstimmung
mündlich bekannt.

§ 16. Die Zensurausdrücke für die Prüfung sind: 1. summa cum laude; —
2. magna cum laude; — 3. cum laude; — 4. rite.

Ausserdem wird auf Grundlage eines Antrages der (des) Referenten der
Dissertation ein besonderes Prädikat erteilt.

§ 17. Weist die Sektion den Kandidaten infolge des Ausganges der
mündlichen Prüfung ab, so kann sie ihm hiebei eine Frist setzen, die nicht
weniger als drei und nicht mehr als sechs Alonate betragen darf, nach deren
Ablauf er sich von neuem zur mündlichen Prüfnng melden kann. Auch ist der
Dekan verpflichtet, dem Kandidaten die einzelnen Gebiete zu bezeichnen, in
welchen dieser nach dem Urteile der Sektion nicht die nötige Befähigung
bewiesen hat.

§ 18. Nach zweimaliger Abweisung eines Kandidaten in der Prüfung wird
keine weitere Meldung desselben mehr angenommen.

§ 19. Nach bestandener Priifung hat der Doktorand seine Dissertation
innert Jahresfrist drucken zu lassen und 175 Exemplare, auf deren Titel Ort
der Promotion und Name der (des) die Arbeit begutachtenden Beferenten
angegeben und welcher das curriculum vit« beigedruckt sein muss. an die Kanzlei
der Universität abzuliefern. Vor dem definitiven Druck ist dein Dekan ein
Probeabdruck des Titelblattes und des curriculum vita? zur Genehmigung
vorzulegen.

Die Dissertation soll in derjenigen Sprache gedruckt werden, in der sie zur
Begutachtung vorgelegen hat.

ATemi nach Ablauf eines Jahres die Eiuliefernng der Drttckexemplare nicht
vorschriftsmässig stattgefunden, oder die Fakultät nicht in besonderen Fällen
auf schriftliches Ansuchen des Kandidaten eine \rerlängeraug der Frist bewilligt
hat, so wird das ganze Examen hinfällig.

§ 20. A'on den eingereichten Exemplaren werden dem Dekan, sowie dem
oder den Referenten zwei, dem Rektor und jedem Mitglied der Sektion, sowie
jedem Mitgliede des Erziehungsrates je ein Exemplar eingehändigt. Ein Exemplar
kommt in das Archiv der Sektion, eines in dasjenige des Senates. Der Rest
wird an die Kantonalbibliothek abgeliefert.

§ 21. Sobald die Exemplare vollzählig abgeliefert sind, erfolgt durch den
Dekan die Bekanntmachung der Promotion im Amtsblatte : sie wird datirt vom
Tage der Ablieferung der Pflichtexemplare.

§ 22. Das Diplom wird auf Kosten des Kandidaten angefertigt und soll
die Zensurausdrücke über die Prüfung und das der Dissertation erteilte Prädikat
(§ 16) enthalten.

§ 23. Das Diplom erhält das Datum der Ablieferung der Pflichtexemplare,
wird einerseits vom Bektor. anderseits von dem Dekan nnd dem Aktuar der
Sektion unterzeichnet, mit dem Siegel der Hochschule und demjenigen der
philosophischen Fakultät versehen und dem Doktoranden zugestellt, der erst von da
an berechtigt ist, den Doktortitel zu führen.

§ 24. Von dem Diplom werden 50 Separatabdrücke angefertigt : von
denselben erhält der Doktorand 20 Exemplare, jedes Mitglied der Sektion eines, je
eines kommt in das Archiv der Sektion, in dasjenige des Senates und an das
schwarze Brett.

§ 25. Die Gebühren fiir die Promotion betragen im ganzen 310 Franken.
a. Für die Prüfung der Dissertation und der schriftlichen Arbeiten werden

Fr. 80 entrichtet, welche der Examinand zugleich mit der Einreichung
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der in § 3 bezeichneten Aktenstücke der Kanzlei der Universität zu
Handen des Dekans einzuhändigen hat. Diese Summe bleibt verfallen,
auch wenn der Bewerber wegen mangelhafter Dissertation nicht zu den
weiteren Prüfungen zugelassen werden sollte. Im Falle der Bewerber
sich später wieder meldet, gilt diese Gebühr als bezahlt.

b. Für die mündliche Prüfung und die Promotion werden Fr. 230 entrichtet,
welche der Examinand der Kanzlei zu Handen des Dekans spätestens
drei Tage nach Empfang der Einladung zur mündlichen Prüfung, jedenfalls

vor Beginn der letztern, einzuhändigen hat. Davon bleiben Fr. 120

verfallen, auch wenn nach stattgehabter Prüfung eine Abweisung des

Bewerbers erfolgen sollte; dagegen ist eine zweite mündliche Prüfung
unentgeltlich.

§ 26. Die Gebühren verteilen sich in folgender AVeise:

ci. A'on den fiir die Prüfung der Dissertation und der schriftlichen Arbeiten
eingegangenen Fr. 80 erhalten die Referenten (resp. der Referent), welche
die schriftlichen Arbeiten (resp. die schriftliche Arbeit) steUten und
beurteilten (§§ 8 und 9) Fr. 20 zu gleichen Teilen. Fällt die schriftliche
Prüfung weg (§ 14), so erhält die Sektionskasse Fr. 20. Die übrigen
Fr. 60 kommen den (dem) Referenten über die Dissertation zu.

6. Von den fiir die mündliche Prüfung und die Promotion zu entrichtenden
Fr. 230 erhalten:
1. die Aiitglieder der Sektion als Präsenzgeld Fr. 120
2. der Bektor ,.15
3. der Sekretär der Hochschule 30
4. der Pedell 20
5. die Kantonalbibliothek „ 35
6. die Sektionskasse 10

Summa Fr. 230

Bei Abweisung des Bewerbers nach der mündlichen Prüfung fallen die vier
letzteren Beiträge dahin.

Die Präsenzgelder werden unter die anwesenden Aiitglieder der Sektion so

verteilt, dass der Dekan und die Examinatoren je zwei Teile, die übrigen
Aiitglieder je einen Teil erhalten.

IL Promotion ohne vorangegangene Bewerbung (Ehrenpromotion).

§ 27. Der Antrag zu einer Ehrenpromotion muss von einem Mitgliede der
Sektion schriftlich bei dem Dekan gemacht und begründet werden.

§ 28. Der Dekan setzt die Mitglieder der Sektion von dem Antrage in
Kenntnis und bestimmt den Termin für die entscheidende Versammlung der
Sektion.

§ 29. Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist die Anwesenheit von
mindestens drei A'ierteilen der Sektionsmitglieder erforderlich. Die schliessliche
Entscheidung über den Antrag findet durch geheime Abstimmung statt. Erklärt
sich dabei mehr als eiue Stimme gegen die Promotion, so wird dieselbe nicht
vollzogen.

§ 30. Mit Bezug auf die Bekanntmachung der Promotion nnd auf das

Diplom finden die Bestimmungen von §§ 21—24 Anwendung. Die Kosten des

Diploms trägt die Staatskasse.

§ 31. Gegenwärtige Promotionsordnung tritt auf Beginn des
Wintersemesters 1897'98 in Kraft und es wird dadurch diejenige vom 10. November
1892 aufgehoben.
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85. 3. Verordnung des Regierungsrates des Kantons Zürich über die Vivisektion
(§ 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 1895 betreffend den Schutz der Tiere).
(Vom 13. September 1897.)

§ 1. A'ivisektionen, d. h. die A'ornahme blutiger Operationen an lebenden
Tieren, sowie aller Experimente, welche die Lebensverhältnisse der Tiere in
einer AVeise verändern, dass vorübergehende oder andauernde schmerzhafte
Zustände erzeugt werden, sind einzig und allein zum Zwecke wissenschaftlicher
Forschung und fiir Lehrzwecke gestattet.

§ 2. Die erlaubten A'ivisektionen dürfen nur in den nachstehenden Instituten

und Abteilungen kantonaler Heil- und Lehranstalten vorgenommen werden:
Aledizinische Fakultät der Hochschule. Tierarzneisehule, zoologische und

hygienische Institute der Hochschule und des Polytechnikums.
§ 3. Die A'ornahme solcher A'ivisektionen ist nur den Direktoren resp.

Fachlehrern der in § 2 genannten Institute gestattet, den Assistenten nach Anordnung

und unter spezieller Aufsicht und A'erantwortlichkeit derselben.

§ 4. Die A'ivisektionen sind auf das unumgänglich notwendige Mass zu
beschränken. Über diese ist von den Direktoren resp. Fachlehrern ein genaues
A7erzeichnis über Zahl und Zweck der A'ivisektionen, sowie über die Art der
verwendeten Tiere zu führen. Dieses A'erzeichnis ist nach jedem Semester der
Erziehungsdirektion zur A'erwendung im Rechenschaftsberichte einzugeben.

§ 5. A'ersuche sind an allen verwendeten Tieren, wenn immer möglich,
nur einmal vorzunehmen und durch ausreichende Narkose schmerzlos zu
gestalten.

§ 6. Nicht als A'ivisektionen im Sinne von § 3 des Gesetzes betreffend
den Schutz der Tiere werden betrachtet und bleiben daher durch das A'erbot
unberührt ;

a. Operationen, wie sie bei der landwirtschaftlichen Tierhaltung und bei der
Tierheilkunde notwendig sind.

b. Injektionen (Einspritzungen) zum Zwecke der Untersuchung. A'erhütung
oder Heilung von Krankheiten der Alenschen nnd Tiere.

§ 7. Übertretung der vorstehenden A'orschriften wird nach der Grösse der
dem Tiere zugefügten Qualen, sowie nach dem Grade der an den Tag gelegten
Roheit der Gesinnung und des gegebenen Ärgernisses mit Polizeibusse von 10
bis 500 Franken bestraft, welche in schwereren Fällen oder im Rückfall
verdoppelt und mit Gefängnis bis auf 3 Monate verbunden werden kann.

In geringfügigen Fällen darf die Busse ausnahmsweise bis auf 5 Franken
herabgesetzt werden (§ 4 des Gesetzes betreffend den Schutz der Tiere vom
22. Dezember 1895). i

§ 8. Diese A'erordnung tritt sofort in Kraft.

86. r. Regulativ betreffend die Erteilung von Hochschulstipendien an der
Hochschule Zürich. (A'om 24. März 1897.)

§ 1. Unbemittelte, aber tüchtige Kantonsangehörige können fiir die
durchschnittliche Dauer der Studienzeit an der zürcherischen Universität oder am
eidgenössischen Polytechnikum mit jährlichen Stipendien von Fr. 100 bis 600
unterstützt werden.

Ebenso werden fiir zürcherische Studirende. welche sich an den genannten
Anstalten durch hervorragende Leistungen ausgezeichnet und soweit möglich
ein Examen abgelegt haben, zum Zwecke des Besuches einer auswärtigen hohem
Unterrichtsanstalt Stipendien ausgesetzt, deren Betrag je nach den A'erhältnissen
des einzelnen Falles bemessen wird.

Ausnahmsweise können auch Unterstützungen an Kantonsangehürige
verabreicht werden, welche die zürcherische Universität besuchen, aber infolge



1S4 Kantonale Gesetze und A'erordnungen.

eines unregelmässigen Bildungsganges nachträglich noch das Maturitätszeugnis
und die Immatrikulation zu erwerben haben.

§ 2. An jeder Fakultät beziehungsweise Faknltätssektion der Universität
sind überdies vier ganze oder eine entsprechende Anzahl halber Freiplätze
verfügbar.

§ 3. Die Stipendiaten an der Universität sind von den Immatrikulationsgebühren

und den Jahresbeiträgen, die Inhaber von Freiplätzen überdies von
der Entrichtung der Kollegiengelder an die besoldeten Professoren befreit.

§ 4. Die Bewerbung um ein Stipendium oder einen Freiplatz geschieht
innerhalb der jeweilen durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzten Frist
bei der Erziehungsdirektion durch Einreichnng eines schriftlichen Gesuches
unter Beilegung eines Studienzeugnisses, sowie eines Ausweises über die
ökonomischen A'erhältnisse. fiir welch' letztern die Formulare bei der Kanzlei zu
beziehen sind.

In der Anmeldung sollen auch allfällige anderweitige Unterstützungen unter
Angabe des Betrages zur Kenntnis gebracht werden.

§ 5. Die Verteilung der Stipendien und Freiplätze findet alljährlich um
Ostern für das folgende Schuljahr durch den Erziehungsrat statt.

Ein allfälliger Stipendienrest gelangt nach erfolgter Ausschreibung bei
Beginn des AArintersemesters zur Verteilung.

§ 6. Den Stipendiaten wird zur Pflicht gemacht, sich bei den Professoren,
deren A'oriesungen sie hören, persönlich vorzustellen.

S 7. Die Stipendiaten sind der Aufsicht eines Inspektors unterstellt, welcher
auf eine Amtsdauer von drei Jahren mit steter Wiederwählbarkeit vom
Erziehungsrat ernannt wird.

§ 8. Sämtliche Stipendiaten haben sich tadelloser Haltung im allgemeinen
und unausgesetzten Eifers in ihren Studien zu befleissen.

§ 9. Die Stipendiaten an der Universität übernehmen insbesondere
folgende Verpflichtungen :

a. Beratung des Inspektors je am Anfang des Semesters vor Inskription der
Kollegien über Auswahl der A'oriesungen und Plan der Privatstudien.

b. Einlieferung einer wissenschaftlichen Arbeit über ein selbstgewähltes
Thema jeweilen am Schluss des AA'intersemesters an den Inspektor.

c. Absolvirung der ordnungsgemässen Fachexamen mit A'orlegung der be¬

treffenden Zeugnisse beim Inspektor.
§ 10. Den Stipendiaten am eidgenössischen Polytechnikum liegen folgende

besondere Verpflichtungen ob :

a. Aufteilung an den Inspektor zu Anfang jedes Semesters über die zu
hörenden Kollegien.

b. Vorweisung des Zeugnisses (Matrikel-Auszug) beim Inspektor am Schluss
jedes Semesters.

c. Begelmässige Benutzung der für die betreffende Studienrichtung bestehenden
Bepetitorien.

d. Absolvirnng der Diplomprüfungen mit A'orlegung der betreffenden Zeug¬
nisse beim Inspektor.

§ 11. Die Stipendiaten an auswärtigen Lehranstalten haben nach Ablauf
jedes Semesters dem Inspektor zu Handen des Erziehungsrates einen von
Zeugnissen begleiteten eingehenden Bericht, insbesondere über die von ihnen
besuchten Kollegien, über ihre privaten Arbeiten, über den allgemeinen Einfluss
ihres Aufenthaltes auf die Förderung ihrer Studien, sowie über dessen
ökonomische Anforderungen zu übersenden. Studirende. welche zur Ausbildung in
den neuern Sprachen sich auswärts aufhalten, erstatten diesen Bericht in einer
der Sprachen ihres Studiums.
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§ 12. Dem Inspektor fallen nachstehende Pflichten und Befugnisse zu:
u. Aufsicht über das Verhalten der Stipendiaten im allgemeinen.
b. Wegleitung an die Stipendiaten für zweckmässigen Studiengang.
e. Einholung von Berichten über Fleiss und Fortschritte der Stipendiaten

von den Dozenten beziehungsweise von der Kanzlei des eidgenössischen
Schulrates.

d. Prüfung der Jahresarbeiten.
e. Abfassung des Jahresberichtes an die Erziehungsdirektion.
/. Abgabe eines Gutachtens über die Stipendienverteilung an den Er¬

ziehungsrat.
g. Teilnahme an der Verhandlung über die A'erteilung der Stipendien mit

beratender Stimme.
§ 13. Der Inspektor ist berechtigt, für die Beaufsichtigung und Beratung

der Stipendiaten an der Universität, sowie für die Beurteilung ihrer Arbeiten
die Mitwirkung der Dozenten, insbesondere der Dekane der Fakultäten, soweit
nötig in Anspruch zu nehmen.

§ 14. Dem Inspektor steht die Befugnis zu. statt der von den Stipendiaten
der Universität einzuliefernden-wissenschaftlichen Jahresarbeit auch eine während
des Jahres im Unterricht gelieferte Arbeit anzunehmen.

Ebenso kann der Inspektor in Ausnahmefällen aus gewichtigen Gründen
einen Stipendiaten von der Lieferung einer Jahresarbeit dispensiren.

§ 15. Die Ausrichtung der Stipendien an der zürcherischen Universität
und am Polytechnikum findet iu der Begel quartalweise, diejenige für den
Besuch auswärtiger höherer Unterrichtsanstalten in der Regel semesterweise statt.

§ 16. AVenn ein Stipendiat durch ungenügende Leistungen oder
unbefriedigendes A'erhalteu sich der Unterstützung als unwürdig erweist, kann der
Erziehungsrat nach eingeholtem Gutachten des Inspektors das zugesprochene
Stipendium jederzeit zurückziehen und in schwerern Fällen die erteilten
Stipendien ganz oder teilweise zurückfordern.

§ 17. Das vorstehende Regulativ tritt sofort in Kraft und ist im Amtsblatt

zu veröffentlichen.
Durch dasselbe wird der erziehnngsrätliche Beschluss rücksichtlich der

Leitung und Beaufsichtigung der Stipendiaten an der Hochschule, datirt den
26. Alärz 1862. aufgehoben.

87. 5. Reglement für das englische Seminar an der Hochschule Bern. (Vom 30.
November 1897.)

§ 1. An der Hochschule Bern besteht unter der Leitung des Professors der
englischen Philologie ein Seminar, welches die wissenschaftliche, d. i.
sprachgeschichtliche und literatnrhistorische und die praktische Ausbildung seiner
Aiitglieder in der englischen Sprache zum Zwecke hat.

§ 2. Dieses Seminar zerfällt in zwei Sektioneu : eine ältere, die sich mit
den altern Sprachstufeu (Alt- und Alittelenglisch) und eine neuere, die sich mit
dem Neuenglischen beschäftigt.

§ 3. Jede Sektion hält wöchentlich eine bis zwei Übungsstunden. in welchen
die Teilnehmer Sprach- und Literaturdenkmäler teils in sprachlicher und
literarischer Hinsicht interpretiren, teils kursorisch lesen und iu welchen möglichst
im Zusammenhange mit den theoretischen A'oriesungen praktische Übungen in
der Handhabung der modernen englischeu Sprache abgehalten werden.

§ 4. Jeder immatrikulirte Hörer der Universität kann auf persönliche
Anmeldung beim A'orsteber hin Mitglied des Seminars werden und verpflichtet sich
dadurch für das betreffende Semester zur unausgesetzten Beteiligung an den
Übungen in der betreffenden Abteilung. Auch sind von den Mitgliedern beider
Abteilungen selbständige, schriftliche Seminararbeiten zu liefern.
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§ 5. Die schriftlichen Arbeiten sind vom A'orsteher zu zensiren und bei
besonderer Tüchtigkeit auf seinen Antrag von der Erziehungsdirektion zu
prämiren.

§ 6. Den Mitgliedern der neuern Sektion des Seminars ist im Einverständnis
mit den betreffenden Lehrern die Anwesenheit in den einschlägigen Unterrichtsstunden

am städtischen Gymnasium gestattet. Auf besondere Empfehlung des
A'orstehers kann sie der betreffende Lehrer gelegentlich zum Unterricht unter
seiner Kontrolle zulassen.

§ 7. Für das englische Seminar wird eine Seminarbibliothek gegründet,
welche, insoweit nicht andere, den Aufgliedern zugängliche Bibliotheken dieses
Bedürfnis befriedigen, enthalten soll: 1. Unentbehrliche literarische Hülfsmittel
allgemeinen Inhaltes, als: grössere ATörterbücher und Grammatiken,
literarhistorische Nachschlagewerke, fachwissenschaftliche Zeitschriften etc. etc. ; —
2. diejenigen Bücher, welche zu einer gründlichen Interpretation des für jedes
Semester gewählten Übnngsstoffes nötig sind, als : grössere komplete Ausgaben
des betreffenden Schriftstellers, Alonographien über denselben. Spezial Wörterbücher

etc. etc. Hiefür wird jährlich ein entsprechender, von der Hochschulbibliothek,

in deren Eigentum die angeschafften Werke übergehen, zu leistender
Kredit ausgesetzt. — Der Senior ist Bibliothekar.

§ 8. Der Vorsteher des Seminars erstattet alljährlich der Erziehungsdirektion

über die A^erhältnisse desselben Bericht.

88. 6. Reglement für die Laboratorien der Hochschule Bern. (Vom 21. April 1897.)

Der Regierungsrat des Kantons Bern, in Erwägung, dass mehrere neue
Laboratorien erstellt worden sind, in der Absicht, die Benützung der Laboratorien

gleichmässig zu ordnen, erlässt folgendes Reglement:

I. Innere Ordnung.
§ 1. Jedes Laboratorium steht unter der Leitung des Hochschullehrers,

fiir dessen Unterricht es erstellt worden ist.
§ 2. Der betreffende Professor wacht darüber, dass das Laboratorium stets

in gutem, reinlichem Zustand erhalten werde und erlässt behufs Verhütung von
Beschädigungen am Gebäude, an den Gas- und Wasserleitungen und am Mobiliar
die nötigen Weisungen.

§ 3. Der Professor sorgt dafür, dass mit dem Gas- und ATasserverbrauch
kein Missbranch getrieben, und dass bei Anwendung von Chemikalien und dgl.
Sparsamkeit beobachtet werde.

§ 4. Der Professor ist für die Folgen von arger Nachlässigkeit im Betrieb
des Laboratoriums, wie Offenlassen von Wasser- und Gasleitungen nach den
Übungen, persönlich verantwortlich.

§ 5. Die Laboratorien dürfen nicht vor 7 Uhr morgens im Sommer und
vor 8 Uhr morgens im AVinter geöffnet werden ; sie sind spätestens um 6 Uhr
abends zu schliessen.

§ 6. Die Laboratorien werden an den Sonntagen und Feiertagen geschlossen.
und es darf an diesen Tagen daselbst nicht gearbeitet werden.

§ 7. Desgleichen werden die Laboratorien während der Hochschulferien
geschlossen.

Ausgenommen von dieser Alassregel sind die den Professoren zu ihrem
persönlichen Gebrauch gestellten Laboratorien, die Laboratorien der Kliniken,
und diejenigen, in denen von Professoren Ferienkurse gehalten werden, welche
von der Erziehungsdirektion bewilligt worden sind.

§ 8. Es ist untersagt, in den allgemeinen Arbeitssälen schädliche Stoffe
ausserhalb der geschlossenen Abzüge zu verdampfen oder herzustellen.
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S 9. Die Professoren sind befugt, für durch die Studirenden begangene
Nachlässigkeiten und Missbrauche in der Benützung der Laboratorien
Bussenbestimmungen zu erlassen.

Die Bussen werden zu Anschaffungen fiir die Institutsbibliothek verwendet.

II. Laboratoriumsgebühren.
§ 10. Jeder Studirende, der in einem Laboratorium einen Platz belegt, hat,

im Sommersemester bis zum 8. Mai. im Wintersemester bis zum 8. November,
beim Hochschulverwalter eine Barkaution von Fr. 20 zu hinterlegen, welche für
die Beschädigung oder Zerstörung aller zum Arbeitsplatz gehörenden Gegenstände

haftet.
Nach Ablauf eines jeden Semesters hat der Studirende eine vom Professor

ausgestellte Beseheinigung über den Zustand jener Gegenstände dem
Hochschulverwalter vorzulegen, welcher dann die Kantion nach billigen Abzügen für
nicht mehr vorhandene oder beschädigte Gegenstände zurückerstattet.

§ 11. Fiir jeden in einem der chemischen Laboratorien belegten Platz
werden den Studirenden die nötigen Utensilien, sowie die Reagentien
unentgeltlich zur A'erfügung gestellt.

Alles andere haben sie selber zu bezahlen.

g 12. Die Doktoranden, sowie die Praktikanten, welche nicht zur Studentenschaft

gehören, zahlen für die Benützung der Laboratorien und fiir ihre
praktischen Übungen im bakteriologischen und im physiologischen Institut Fr. 50 im
Semester.

Ausserdem haben sie alle Chemikalien zu bezahlen.

§ 13. Dieses Reglement tritt sogleich in Kraft. Es ist in die
Gesetzsammlung aufzunehmen.

89. r. Reglement über die Obliegenheiten des Verwalters der Hochschule und der
Tierarzneisehule Bern. (Tom 23. Februar 1897.) [Aufgehoben und ersetzt
durch das neue Reglement vom 2. März 1898 (siehe Beilage).]

Der Begierungsrat des Kantons Bern, anf den Antrag der Erziehungsdirektion.

beschliesst:
Art. 1. Der Verwalter der Hochschule und der Tierarzneisehule steht unter

der Aufsicht der Erziehungsdirektion, deren A'erfügungen und AA'eisungen er
auszuführen und zu befolgen hat.

Art. 2. Er besorgt den Bezug der Alatrikel- und Schulgelder, sowie
überhaupt aller Einnahmen der Hochschule und der Tierarzneisehule und fuhrt die
bezüglichen Bücher. Zu diesem Zwecke wohnt er den Immatrikulationen und
Schüleraufnahmen bei.

Desgleichen besorgt er den Bezug der Eintrittsgelder für die
Stndentenkrankenkasse und für die Hochschnlbibliothek.

Art. 3. Er besorgt ferner den Bezug der Kollegiengelder für die
Professoren. Das Nähere hierüber wird vom akademischen Senat bestimmt.

Art. 4. Er nimmt die Bestellungen der Professoren fiir die denselben
unterstellten Institute entgegen und prüft sie in Bezug auf ihre Notwendigkeit.
Gegenstände, deren Preis Fr. 200 nicht übersteigt, schafft er. unter möglichster
Berücksichtigung schweizerischer Lieferanten, selber an. Fiir die Fr. 200
übersteigenden Gegenstände hat er die Bewilligung der Erziehungsdirektion
einzuholen.

Bei Bestellungen von Apparaten und Büchern wird er vorerst nachsehen,
ob dieselben nicht bereits vorhanden sind und von mehreren Professoren
gebraucht werden können.
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Art. 5. Über sämtliche Bestellungen ist eine Kontrolle zu führen, in
welcher der gekaufte Gegenstand mit dessen Preis und das bestellende Institut
anzumerken sind.

Art. 6. Sobald die bestellte AVare angekommen ist, hat der A'erwalter
dieselbe zu prüfen und die Faktur, wenn er sie richtig findet, mit seinem Visum
versehen, der Erziehungsdirektion zu übermitteln.

Art. 7. Desgleichen und unter Anwendung obiger Regeln besorgt er die
für die allgemeine A'erwaltung der Hochschule und der Tierarzneisehule nötigen
Anschaffungen und Bestellungen.

Art. 8. Sämtliche vom A'erwalter gekauften Gegenstände, die nicht durch
den Gebrauch untergehen, sollen pünktlich ins Inventar, zu welchem sie
gehören, eingetragen werden. Das Inventar eines jeden Institutes wird jährlich
einmal und zwar nach Jahresschluss dem Direktor des Institutes vorgelegt, der
es mit seinem A'isum versehen dem A'erwalter wieder zustellt.

Art. 9. Der A'erwalter wacht darüber, dass in der Hochschule und den
Instituten die grösste Sparsamkeit beobachtet werde. Zu diesem Zwecke hat
er die einlaufenden Bestellungen mit den dem betreffenden Institute bereits
gemachten Lieferungen zu vergleichen und durch häufige Besuche in der
Hochschule und ihren Hülfsanstalten. sowie in der Tierarzneisehule. sieh zn
überzeugen, dass überall gute Ordnung gehalten wird. Dies gilt namentlich
bezüglich des A'erbranchs von Brennmaterial, Gas und AA'asser.

Er wird allfällige Übelstände, welche die Behörde veranlassen können,
einzuschreiten, sofort der Erziehungsdirektion anzeigen.

Art. 10. Am Anfang des Semesters hat jeder in einem Laboratorium
arbeitende Praktikant dem Hochschulverwalter den Betrag von Fr. 20 einzuzahlen
als Hinterlage fiir die von ihm benützten Apparate und Hülfsmittel und als
Ersatz für allfällige Beschädigung oder Zerstörung derselben. Dieser Betrag
wird den Praktikanten beim Austritt aus dem betreffenden Institut znrück-
vergütet. insofern keine Beschädigungen der benutzten Gegenstände
vorgekommen sind.

Art. 11. AVenn der A'erwalter an den Gebäulichkeiten Beschädigungen
wahrnimmt, so hat er der Erziehungsdirektion zu Handen der Baudirektion
Bericht zu erstatten und Anträge zu stellen.

Art. 12. Der Verwalter führt das Inventar der Hochschule, der Tierarzneisehule

und sämtlicher Hülfsanstalten.
Art. 13. Er beaufsichtigt die Augestellten und bestimmt ihre A'erpflichtungen

im Einverständnis mit ihren A'orgesetzten. Er ist befugt, wenn er offenbare
Nachlässigkeiten bemerkt, ihnen AVeisungen zu erteilen. Allfällige Anstände
werden durch die Erziehungsdirektion erledigt.

Anhaltende Pflichtenvernachlässigung eines Angestellten ist der Erziehungsdirektion

anzuzeigen.
Direkte Anschaffungen durch die Angestellten sind nur so weit zu gestatten,

als sie unumgänglich notwendig sind.

Art. 14. Der A'erwalter übernimmt diejenigen Skripturen, welche vom
Abwart der Hochschule nicht besorgt werden können. Er besorgt namentlich den
Druck der Kollegienhefte. Kollegienbogen. Zirkulare. Bietkarten und dergleichen.

Art. 15. Dieses Beglement ersetzt das provisorisch auf ein Jahr in Kraft
gesetzte Beglement vom 31. Dezember 1895.

90. s. Ordnung für die Benützung der Öffentlichen Bibliothek der Universität Basel
(Universitätsbibliothek Basel). (A'om 5. März 1897.)

S 1. Die Bibliothek ist täglich geöffnet mit Ausnahme 1) der Sonntage.
2) des AVeihnachts- und des Neujahrstages und des Tages vor denselben. 3) der
drei Fastnachtsnachmittage. 4) der Tage von Donnerstag vor bis Montag nach
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Ostern, 5) des Himmelfahrtstages, 6) des Samstags vor und des Montags nach
Pfingsten, 7) zweier AVochen in der ersten Hälfte August, 8) des Tages der
Rektoratsfeier der Universität.

§ 2. Das Ausleihzimmer ist geöffnet 10—1212 Uhr vormittags und 2r2—5 Uhr
nachmittags. Während dieser Stunden können Bücher sowohl abgeholt als
zurückgebracht werden.

§ 3. Zum Entlehnen von Büchern nach Hause wird die Hinterlegung eines
Bürgscheines verlangt

1. von Studirenden, sowie allen denjenigen Personen, die keine selbständige
Stellung innehaben.

2. von Personen, die den Beamten der Bibliothek unbekannt und nicht auf
sonstige AVeise empfohlen sind.

Die Bürgscheine haben 2 Jahre Gültigkeit: Formulare zu solchen sind im
Ausleihzimmer unentgeltlich zu beziehen.

Als Bürgen werden in Basel ansässige Personen angenommen, die vermöge
ihrer Stellung die erforderliche Sicherheit gewähren.

§ 4. AVer ein Buch zu entlehnen wünscht, hat einen mit Unterschrift
versehenen Bestellzettel entweder in den an der Bernoullistrasse angebrachten
Schalter zu legen oder frankirt durch die Post unter der Adresse ..Universitäts¬
bibliothek Basel" und mit dem A'ermerke : „Bestellscheine" einzusenden. Die
bis 9. 10, 11 Uhr vormittags und 2'»• 31 •> Uhr nachmittags bestellten Bücher
stehen je eine Stunde nach diesen Terminen zur Ausgabe bereit.

Bücher, für welche die Bestellzettel in den Kasten im Universitätsgebäude
bis 7 Uhr abends eingelegt werden, stehen am folgenden Tage von 10 Uhr
vormittags an zur Ausgabe bereit.

§ 5. Die Ausgabe der Bücher findet statt gegen Ausfüllung der im
Ausleihzimmer aufliegenden Formulare, die den genauen Titel des Werkes, Namen.
Stand und AVohnung des Empfängers enthalten müssen. Fiir jedes entlehnte
AVerk ist ein besonderer Empfangsschein erforderlich. Dieser wird bei
Rücklieferung des AVerkes zurückgegeben.

Es können die Empfangsscheine auch als Bestellscheine verwendet werden;
in diesem Falle ist für jedes AVerk ein besonderer Schein auszustellen. Formulare
zu solchen Scheinen sind im Ausleihzimmer und beim Pedell, 25 Stück à 10 Cts.,
erhältlich.

§ 6. Ist ein verlangtes Buch ausgeliehen oder nicht ausleihbar, so wird
der Bestellzettel dem Besteller zurückgegeben. Ist ein verlangtes Buch nicht
vorhanden, so wird der Bestellzettel zum Zwecke der Berücksichtigung bei den
Anschaffungen zurückbehalten.

§ 7. Bücher, die nicht innerhalb dreier Tage nach der Bestellung in
Empfang genommen worden sind, werden an ihren Platz zurückgebracht und
müssen von neuem bestellt werden.

§ 8. Die Entlehner sollen nicht mehr als 12 Bände gleichzeitig in Händen
haben. Zur Überschreitung dieser Zahl sind die Lehrer der hiesigen höheren
Unterrichtsanstalten ohne weiteres berechtigt, während die übrigen Benutzer
hiefür die Einwilligung des Oberbibliothekars nachzusuchen haben.

§ 9. Besonders wertvolle AVerke. Karten, ungebundene Zeitschriftenhefte,
sowie wissenschaftliche Jahresberichte werden nur in Ausnahmefällen und nur
für eine kürzere Dauer, bibliographische Nachschlagebücher u. dgl. nie
ausgeliehen.

Für die Entlehnung von Handschriften und Inkunabeln bedarf es der
Einwilligung des Oberbibliothekars.

§ 10. Nach vorausgegangener Bekanntmachung am schwarzen Brett und
in den Zeitungen findet alljährlich gegen Ende des Sommersemesters eine
Revision statt, zu der die ausgeliehenen Bücher zurückzugeben sind. Ausser-
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dem haben Studirende am Ende jedes Semesters die entlehnten Bücher znrück-
zuliefern.

§ 11. Die Universitätslehrer sind berechtigt. Bücher, deren Leihfrist nach
§ 10 abgelaufen ist, noch ein weiteres Jahr zu behalten: in diesem Fall haben
sie in der AVoche vor der Revision mündlich oder schriftlich eine darauf bezügliche
Anzeige an die Bibliotheksverwaltung zu richten.

Den übrigen Benutzern kann auf ein genügend motivirtes und ebenfalls in
der AVoche vor der Bevision gestelltes Begehren hin die Verlängerung der nach
§ 10 abgelaufenen Leihfrist zugestanden werden.

Die Leihfrist wird nur einmal verlängert : nachher muss das Buch
zurückgegeben resp. vorgewiesen und von neuem bestellt wrerden.

§ 12. Fiir Werke, die in Universitätsinstituten längere Zeit zu bestimmten
Zwecken benutzt werden müssen, gilt die in § 10 festgesetzte Leihfrist nicht.
(Vergl. jedoch § 13 Nr. 3.)

§ 13. Zur Rückgabe wird schriftlich aufgefordert
1. wer ein von einem anderen Besteller verlangtes Buch schon über einen

Alonat lang benützt hat,
2. wer ein entlehntes Buch innerhalb der Ausleihefrist (§§ 10, 11) nicht

zurückbringt,
3. wer ein Bnch in Händen hat, das im Interesse des Bibliotheksdienstes

zurückverlangt werden muss.
Für die in diesen Fällen geforderte Rückgabe wird jeweilen eine Frist von

mindestens 3 Tagen angesetzt. Wird der Rücklieferungstermin nicht eingehalten,
so wird das Buch durch den Bibliotheksdiener abgeholt, an den für jeden Gang
eine Gebühr von einem Franken zu entrichten ist.

§ 14. Es ist untersagt, ohne Vorwissen der Bibliotheksverwaltung Bücher
an Dritte weiterzuleihen.

Wer verreist, hat die entlehnten Bücher vor Antritt der Reise
zurückzugeben oder dafür zu sorgen, dass einer Mahnung zur Rückgabe sofort Folge
geleistet werden kann.

§ 15. Der Lesesaal ist geöffnet vormittags 9—1212 Uhr. nachmittags
2l|o—7 Uhr (Samstags und während der zwei letzten AA'ochen des Monats Juli,
sowie in der AA'oche zwischen AA'eihnacht und Neujahr 21 2—5 Uhr).

§ 16. Die Benützung der im Lesesaal aufgestellten Handbibliothek, sowie
der im Zeitschriftenzimmer aufgelegten Zeitschriftenhefte steht den Besuchern
ohne weiteres frei. Fiir die Bestellung der sonst im Lesesaal zu benützenden
Bücher gelten die Bestimmungen des S 4 al. 1, ausserdem können im Lesesaal
selbst (im Sommer bis 5 Uhr, im Winter bis zu eintretender Dunkelheit)
Bestellungen aufgegeben werden: diese gelangen, soweit tunlich. zu sofortiger
Erledigung. Bücher, für welche die Bestellzettel bis 8 Uhr vormittags eingehen
oder Tags zuvor bis 7 Uhr abends in den Kasten im Universitätsgebäude
eingelegt worden sind, stehen um 9 Uhr vormittags zur Ausgabe bereit. Die
Zettel, auf denen die tiir den Lesesaal gewünschten Bücher bestellt werden,
müssen deutlich mit der Bezeichnung ..Lesesaal" versehen sein.

§ 17. Jedermann hat bei seinem AVeggang die im Lesesaal benützten
Bücher dem Aufsichtsbeamten einzuhändigen nnd. falls er sie weiter zu benützen
wünscht, einen seinen Namen tragenden Zettel beizulegen.

Bücher, die 3 Tage lang hintereinander nicht benützt worden sind, werden
an ihren Platz zurückgebracht und müssen von neuem bestellt werden.

§ 18. An denselben Benutzer werden nur 12 Bände gleichzeitig abgegeben.
§ 19. Das Betreten der Bücherräume ist den Professoren der Universität

gestattet. Diese haben überdies das Becht. die Bücher, die sie zu entlehnen
oder im Lesesal zu benutzen wünschen, selbst aus den Bücherräumen zu holen,
sind jedoch verpflichtet, auch fiir diese Bücher Empfangsscheine auszustellen.
Allen andern Benutzern der Bibliothek ist es untersagt, ohne ausdrückliche
Erlaubnis des Oberbibliothekars die Bücherräume zu betreten.
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§ 20. Über die A'erleihung von Büchern nach auswärts und über die A'er-
mittlung von Büchern aus andern Bibliotheken an hiesige Benutzer bestimmen
besondere Ordnungen das Nähere.

§ 21. Die Benutzer haben die ihnen eingehändigten Werke sorgfältig zu
behandeln. Alles Hineinschreiben oder Anstreichen mit Tinte oder Stift, das
Knicken der Blätter und das falsche Brechen der Tafeln ist untersagt.

§ 22. AVer ein entlehntes Buch verliert oder beschädigt, ist verpflichtet,
es durch ein neues Exemplar zu ersetzen.

§ 23. AA'er sich den vorstehenden Bestimmungen nicht in allen Teilen
unterzieht, muss gewärtigen, von der Benützung der Bibliothek ohne weiteres
ausgeschlossen zu werden.

Diese Ordnung tritt mit 15. März 1897 an die Stelle der Ordnung vom
1. Januar 1893.

91. 9. Reglement de la Faculté des Lettres de l'Université de Lausanne. (Du
24 juillet 1897.)

Chapitre premier. — Conseil de Faculté.

Art. 1er. Le Conseil de la Faculté des Lettres est composé des professeurs
ordinaires et extraordinaires qui enseignent à cette Faculté.

Art. 2. Les professeurs chargés de cours libres, les privat-docents et les
lecteurs peuvent être convoqués aux séances du Conseil pour exprimer leur avis
sur les questions intéressant Ienr enseignement.

Chapitre II. — Etudiants.

Art. 3. Les étudiants immatriculés sont admis de plein droit à suivre les
cours ; les auditeurs qui désirent suivre un cours universitaire en particulier
peuvent être tenus d'en faire la demande au professeur intéressé. La Faculté
se réserve de limiter leur nombre sur la proposition de ce dernier.

Art. 4. Dans chaque cours, le professeur est autorisé à désigner un étudiant
qui sert d'intermédiaire entre le professeur et sou auditoire.

Chapitre III. — Grades et examens.

A. Licence.

Art. 5. Il y a trois ordres de licence ès-lettres : 1° licence ès-lettres
classiques : — 2° licence ès-lettres modernes : — 3° licence mixte.

Dispositions communes aux trois ordres de licence. — Art. 6. Pour être
admis à subir les examens de licence, le candidat doit fournir: a. un certificat
d'immatriculation à l'Université de Lausanne; — b. un curriculum vitie; —
c. des pièces établissant qu'il a suivi les cours d'une faculté des lettres sur les
branches qui font l'objet de l'examen.

Toutefois, en ce qui concerne cette dernière obligation, le Département de
l'instruction publique peut, sur le préavis de la Faculté, accorder des dispenses.

Art. 7. II y a examen écrit et examen oral. On ne peut être admis au
second qu'après avoir subi le premier avec succès.

Art. 8. Chaque épreuve est appréciée par les chiffres de 0 à 10, 0 signifiant

très mal, 10 très bieu.

Art. 9. Dans chacun des deux ordres d'examens, deux chiffres au-dessous
de 6 on un seul chiffre au-dessous de 4 entraînent l'ajournement du candidat.

Art. 10. Le candidat est autorisé à présenter à la commission les travaux
qu'il a faits au courant de ses études universitaires, à condition qu'ils soient
revêtus du visa du professeur intéressé.
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Art. 11. Le candidat, parmi les branches d'enseignement qui figurent au
programme, peut en choisir une ou deux qu'il ait spécialement étudiées et les
indiquer comme branches principales.

Alention en est faite au diplôme.
Art. 12. Le diplôme indique par nne mention si la commission a été

particulièrement satisfaite du résultat de l'examen.
Le diplôme mentionne les branches d'examen.

Art. 13. La Commission d'examen est composée de cinq membres, à savoir
de trois professeurs appartenant à la Faculté et de deux experts étrangers à

l'Université, ceux-ci désignés par le Département de l'instruction publique. Parmi
les trois professeurs figure de droit le Doyen, président et rapporteur de la
commission. Le Doyen désigne les professeurs qui doivent compléter la commission.

Art. 14. La Commission peut toujours s'adjoindre pour diriger l'examen
sur tel on tel objet d'enseignement le professeur ou, à son défaut, le privat-
docent qui donne cet enseignement.

Art. 15. Un rapport est présenté à la commission universitaire qui. sur le
préavis de la Faculté, décide si le candidat est admis.

Art. 16. Le candidat doit se faire inscrire un mois au moins avant l'époque
régulière des examens, qui est la dernière semaine de chaque semestre, ou quinze
jours avant les vacances d'été si les examens doivent avoir lieu au commencement

du semestre d'hiver.
Art. 17. Il dépose entre les mains du secrétaire de l'Université la somme

de 100 francs au moment où il prend son inscription.
Art. 18. En cas d'insuccès, la moitié de la somme lui est rendue.

Licence ès-lettres classiques. — Art. 19. Pour être admis à subir les examens
de licence classique le candidat doit fournir outre les pièces énumérées à l'article 6.

un diplôme de bachelier ès-lettres ou un titre jugé équivalent par le Conseil de
Faculté.

Art. 20. L'examen porte sur six objets d'enseignement: latin, grec, français,
allemand, histoire, philosophie.

Art. 21. L'examen écrit comprend quatre épreuves:
1. Une composition française, dont le sujet porte sur la branche ou sur l'une

des branches désignées par le candidat comme branches principales. Ce sujet
est tiré au sort entre trois sujets choisis par le professeur intéressé et approuvés
par la commission (Temps accordé : 4 heures). Dans le cas où l'histoire serait
prise comme branche principale, la composition porterait sur un sujet d'histoire
ancienne.

Dans le cas où la philosophie serait prise comme branche principale, le
sujet de composition se rapporterait à l'époque ou au problème dont le candidat
aurait fait une étude spéciale.

2. Une composition en prose latine. Le sujet, qui sera toujours pris dans

l'antiquité classique, est tiré au sort ainsi qu'il est indiqué au paragraphe
précédent (4 heures).

3. La traduction d'un texte latin de moyenne difficulté (2 heures).
4. La traduction d'un texte grec de moyenne difficulté (2 heures).
Ces travaux se font à huis clos, sous la surveillance d'un membre de la

commission.
Art. 22. L'examen oral comprend deux parties :

1. Interrogations générales portant sur les matières suivantes :

Latin. Antiquités et histoire de la littérature.
Grec. Antiquités et histoire de la littérature.
Français. Interprétation d'un texte en vieux-français de moyenne difficulté.

Histoire de la littérature.
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Allemand. Traduction à livre ouvert d'un texte de moyenne difficulté.
Histoire de la littérature de 1770 à 1830.

Histoire grecque et romaine.
Philosophie. Dans le cas où la philosophie serait prise comme branche

principale, le candidat devrait prouver qu'il possède une connaissance générale
des principales disciplines philosophiques.

2. Interrogations spéciales portant sur des matières choisies par le candidat
et soumises d'avance à l'approbation des professeurs enseignants :

Latin. Ouvrages ou fragments d'ouvrages, 2 en prose, 2 en vers.
Grec. Ouvrages ou fragments d'ouvrages, 2 en prose, 2 en vers.
Vieux-français. Ouvrages ou fragments d'ouvrages. 2 en prose ou en vers

indifféremment.
Français moderne. Ouvrages ou fragments d'ouvrages. 2 en prose, 2 en vers.
Histoire. Une époque du moyen-âge ou de l'histoire moderne ou une période

de l'histoire suisse.

Philosophie. Un problème ou une époque.

Licence ès-lettres modernes. — Art. 23. L'admission aux examens de licence
ès-lettres modernes est accordée aux candidats porteurs d'un diplôme de bachelier
ès-lettres ou ès-sciences mathématiques, ou d'un titre jugé équivalent par le
Conseil de Faculté, et aux demoiselles munies du certificat de sortie du Gymnase

de l'Ecole supérieure communale de Lausanne ou d'un titre jugé équivalent
par le Conseil de Faculté. Les candidats qui ne remplissent pas ces conditions
sont soumis à un examen préalable destiné à prouver qu'ils possèdent nne
culture générale.

L'examen écrit comprend trois épreuves :

1. Une composition française portant sur un sujet général d'histoire moderne.
(Temps accordé: 3 heures.)

2-3. Une version française de chacune des deux langues choisies par le
candidat. (Temps accordé pour chaque exercice : 2 heures.)

Dans l'examen oral le candidat devra prouver qu'il connaît les éléments
de la logique et qu'il possède des notions générales sur l'histoire de la littérature
française.

Cet examen peut être passé au commencement de chaque semestre; il le
sera devant une commission de trois membres prise dans la Faculté.

Le candidat payera la somme de 25 francs.

Art. 24. L'examen de licence ès-lettres modernes porte sur cinq objets
d'enseignement : français, deux langues vivantes, histoire, philosophie.

Art. 25. Le candidat peut choisir entre les langues vivantes qui sont
enseignées à l'Université.

Art. 26. Tout candidat, déjà porteur du diplôme de la licence ès-lettres
classiques, pourra obtenir le grade de licencié ès-lettres modernes après un
examen portant sur une seule langue étrangère qui sera toujours considérée
comme étudiée spécialement par lui. Les frais d'inscription seront réduits dans
ce cas à 50 francs.

Art. 27. Tout candidat, désireux de se présenter en même temps aux deux
licences ci-dessus désignées, est admis, moyennant une seule inscription de
100 francs, à subir l'exameu supplémentaire prévu par l'article précédent (épreuves
1 et 2, article 28: épreuves indiquées à l'article 29).

Art. 28. L'examen écrit comprend trois épreuves:
1. Une composition française qui se fait dans les mêmes conditions que la

composition analogue exigée pour la licence ès-lettres classiques (art. 21,
paragraphe 1). Temps accordé : 4 heures.

13
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Dans le cas où le candidat choisirait une langue étrangère comme branche
principale, l'une des deux premières épreuves portera sur l'histoire de la littérature,

l'autre sur la langue.
2. Une composition dans celle des langues étrangères qu'aura indiquées le

candidat (4 heures).
3. Une version de l'autre langue en français (2 heures).
Dans le cas où l'histoire serait prise comme branche principale, la composition

porterait sur la période spécialement étudiée par le candidat.
Dans le cas ou la philosophie serait prise comme branche principale, le

sujet de la composition se rapporterait à l'époque ou au problème dont le
candidat aurait fait une étude spéciale.

Art. 29. L'examen oral comprend deux parties:
1. Interrogations générales : Français. Interprétation d'un texte en vieux-

français de moyenne difficulté. Histoire de la littérature.
Langues étrangères. Histoire des littératures correspondantes.
Histoire moderne ou histoire du moyen-âge. Si le candidat choisit l'histoire

comme branche principale, il devra montrer qu'il connaît les grandes lignes de
l'histoire générale.

Philosophie. Dans le cas où la philosophie serait prise comme branche
principale, le candidat devrait prouver qu'il possède une connaissance générale
des principales disciplines philosophiques.

2. Interrogations spéciales : Langues étrangères. Ouvrages ou fragments
d'ouvrages désignés par le candidat et agréés par les professeurs enseignants
(2 en vers, 2 en prose pour chaque langue). Le candidat doit avoir de plus
une connaissance historique de la langue spécialement étudiée par lui.

Français moderne. Ouvrages ou fragments d'ouvrages. 2 en prose, 2 en
vers. Si le français est choisi comme branche principale, le candidat devra
préparer deux ouvrages ou fragments d'ouvrages en vieux-français.

Histoire. Une époque prise en dehoïs de la grande période qui a fait
l'objet de l'interrogation générale, ou une période de l'histoire suisse.

Philosophie. Un problème on une époque.

Licence mixte. — Art. 30. L'examen porte sur cinq branches choisies par
le candidat parmi les objets d'enseignement de la Faculté. Ces cinq branches
doivent contenir une langue vivante et une langue ancienne.

Art. 31. Les épreuves à subir sont déterminées par la commission d'examen
dans les limites suivantes: Le système sera le même que pour la licence ès-

lettres classiques. 11 y aura quatre travaux écrits. L'examen oral comprendra
une partie générale et une partie spéciale.

B. Doctorat.

Art. 32. Le grade de docteur ès-lettres est décerné au candidat qui fait
preuve de connaissances approfondies sur une partie restreinte des objets
d'enseignement relevant de la Faculté.

Art. 33. Pour être admis à subir les épreuves dn doctorat ès-lettres. le
candidat doit adresser au doyeu de la Faculté une demande écrite accompagnée
des pièces suivantes : a. un certificat d'immatriculation à l'Université de
Lausanne ; — b. un curriculum vitse; — c. une dissertation manuscrite, en français,
dont le sujet se rapporte à l'un des objets d'enseignement de la Faculté. La
Faculté peut, sur la demande du candidat, l'autoriser à présenter sa dissertation
dans une langue autre que le français.

Art. 34. Le candidat est soumis à un examen qui porte sur trois branches
choisies par lui parmi les objets d'enseignement de la Faculté.

Son choix est soumis à la ratification du Conseil de la Faculté.
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Art. 35. Il y aura, sur chacune de ces trois branches, examen écrit (deux
compositions sur la branche principale) et examen oral.

Art. 36. Le candidat doit obtenir la note 8 pour la branche qu'il a indiquée
comme spécialement étudiée par lui et la note 6 pour les deux autres.

Art. 37. En cas d'insuccès, le candidat ne peut se présenter de nouveau
avant un délai de six mois.

Art. 38. S'il est porteur du diplôme de licencié ès-lettres de l'Université
de Lausanne ou d'un titre jugé équivalent par le Conseil de la Faculté, il
peut être astreint seulement à la présentation et à la soutenance de la dissertation.

Art. 39. Les épreuves de ce grade sont subies devant une commission de
trois membres nommée par le Conseil et présidée par le Doyen.

Art. 40. La dissertation manuscrite est soumise à une commission de trois
membres nommée par le Conseil. Deux mois après la remise de la dissertation,
la commission, dans une séance à huis clos, entend le candidat et l'examen sur
le contenu de cette dissertation ; après quoi elle en autorise ou refuse
l'impression, mais saus se prononcer sur les opinions du candidat. Les noms des
membres de la commission sont indiqués dans la formule d'imprimatur.

Art. 41. La dissertation est imprimée à 250 exemplaires. Ces exemplaires
sont déposés au secrétariat de l'Université.

Art. 42. La dissertation est discutée publiquement. Après la séauce de
discussion, qui est présidée par le Doyen, le Conseil délibère sur l'admission du
candidat et le Doyen fait rapport à la Commission universitaire.

Art. 43. Le Conseil de la Faculté fixe, suivant les cas, l'époque des examens
du doctorat.

Art. 44. Le candidat dépose entre les mains du secrétaire de l'Université
la somme de 200 francs, au moment où il prend son inscription.

Art. 45. En cas d'insuccès, la moitié de la somme versée est rendue au
candidat.

Art. 46. La Facnlté peut exceptionnellement proposer à l'Université de
conférer le grade de docteur ès-lettres à des hommes distingués dont elle veut
honorer le mérite.

Chapitre IV. — Dispositions transitoires,

Art. 47. Les candidats qui ont subi les examens écrits et oraux de la
licence d'après le règlement académique sont tenus de présenter leur dissertation

de licence pour obtenir le grade de licencié. Suivant la valeur de cette
dissertation, il leur sera accordé par le Conseil de la Faculté le grade de licencié
et. s'il y a lieu, celui de docteur.

Art. 48. Les candidats à la licence pourront opter, quant aux conditions
de leur examen, jusqu'au 25 juillet 1898, entre les dispositions du présent règlement

et celles de l'ancien (1891).

92. io. Règlement de la Faculté de droit de l'Université de Lausanne. (Du 29 juillet
1897.)

Chapitre I. — Conseil de Faculté.

Art. 1er. Le Conseil de la Faculté de droit est composé des professeurs
ordinaires et extraordinaires qui enseignent à cette Faculté.

Art. 2. Les professeurs chargés de cours libres, les privat-docents et les
lecteurs peuvent être convoqués aux séances du Conseil, pour exprimer leur avis
sur les questions intéressant leur enseignement.
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Chapitre II. — Etudiants.
Art. 3. Les étudiants immatriculés sont admis de plein droit à suivre les

cours. Les auditeurs qui désirent suivre un cours universitaire ou particulier
peuvent être tenus d'en faire la demande au professeur intéressé. La Faculté
se réserve de limiter leur nombre, sur la proposition de ce dernier.

Art. 4. Dans chaque cours, le professeur est autorisé à désigner un étudiant
qui sert d'intermédiaire entre lui et son auditoire.

Chapitre III. — Grades et Examens.

A. Licence.

Art. 5. Pour être admis à subir les examens de licence, le candidat doit
fournir: a. un certificat d'immatriculation à l'Université de Lausanne; — b. un
curriculum vita? ; — c. des pièces établissant qu'il a suivi les cours d'une faculté
de droit sur les branches qui font l'objet de l'examen. Toutefois, le Département
de l'instruction publique et des cultes peut, eu ce qui concerne cette dernière
obligation, accorder des dispenses, sur le préavis de la Faculté.

Les pièces mentionnées ci-dessus demeurent à la disposition de la
commission jusqu'à la fin des épreuves.

Art. 6. Les examens de licence ont lieu à la fin de chaque semestre, au
commencement du semestre d'hiver et à la fin de décembre.

Art. 7. Les épreuves sont subies devant une commission composée du
Conseil de la Faculté et de deux experts étrangers à l'Université, choisis par
le Département de l'instruction publique et des cultes.

Art. 8. La commission peut toujours s'adjoindre, pour diriger l'examen sur
tel ou tel objet d'enseignement, le professeur ou à son défaut le privat-docent
qui donne cet enseignement.

Art. 9. Les épreuves comportent : a. un examen écrit ; b. un examen oral :
c. la présentation et la soutenance d'une dissertation, ainsi que de thèses.

Art. 10. Chaque épreuve est appréciée par les chiffres de 0 à 10; 10
équivalant à très bien et 0 à très mal.

Art. 11. L'examen écrit comprend la rédaction de deux compositions portant.
l'une, sur le droit romain, l'autre, sur le droit civil fédéral ou vaudois.

Art. 12. Le choix des sujets a lieu dans une séance à laquelle les experts
étrangers peuvent se dispenser d'assister.

Art. 13. Trois heures sont accordées pour chaque composition. Le candidat
peut consulter les textes non commentés du droit romain et des lois modernes.
à l'exclusion de tous antres ouvrages.

Art. 14. L'examen oral comprend des interrogations sur les branches
suivantes: 1. le droit romain systématique: — 2. le droit civil fédéral et vaudois :

— 3. le droit commercial, y compris le droit de change; — 4. la procédure
civile fédérale et vaudoise ; — 5. le droit pénal fédéral et vaudois ; — 6. la
procédure pénale fédérale et vaudoise; — 7. le droit public constitutionnel et
administratif fédéral et vaudois : — 8. le droit international et intercantonal
privé: — 9. l'économie politique élémentaire; — 10. la médecine légale: —
11. l'histoire du droit.

Art. 15. Les candidats étrangers à la Suisse peuvent être dispensés, par la
Faculté, des examens portant sur le droit exclusivement suisse et vaudois.
ainsi que de la présentation d'une dissertation. Ces épreuves seront alors
remplacées par nn examen portant sur la législation d'un grand Etat européen.

Art. 16. Le candidat a la faculté de subir l'examen oral en deux séries.

Dans ce cas. la première série de l'examen comprend: 1. le droit romain
systématique ; — 2. le droit pénal fédéral et vaudois : — 3. le droit public
constitutionnel et administratif fédéral et vaudois; — 4. l'économie politique
élémentaire.
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La seconde série de l'examen comprend les autres branches mentionnées
à l'article 14 et les épreuves écrites.

L'examen de première série ne peut être subi qu'après quatre semestres au
moins d'études.

Art. 17. Si le candidat a subi avec succès les examens, il peut, au pins tard
un an après le demier, présenter à la Facnlté sa dissertation et ses thèses. La
Commission universitaire peut néanmoins, sur le préavis de la Faculté, accorder
une prolongation de délai. En cas de refus, il y a recours au Département de

l'instruction publique et des cultes.

Art. 18. Le sujet de la dissertation peut être choisi dans l'une des
disciplines juridiques ou économiques. Les thèses doivent porter sur chacune des
matières énoncées à l'art. 14. et être de nature à provoquer une discussion.

Sur la demande du candidat, la Faculté peut l'autoriser à présenter sa
dissertation dans une langue autre que le français.

Art. 19. La dissertation et les thèses sont présentées manuscrites au doyen,
qui les examine ou fait examiner par le professeur de la spécialité, et qui
accorde, s'il y a lieu, l'autorisation d'imprimer, au nom du Conseil de la Faculté,
sans se prononcer sur les opinions du candidat. Cette autorisation ne préjuge
en rien la décision de la commission d'examen.

Art 20. La dissertation est imprimée au minimum de 250 exemplaires. Ces

exemplaires sont déposés au Secrétariat de l'Université.
Art. 21. Le candidat peut présenter éventuellement sa dissertation et ses

thèses avant les examens ou au cours de ceux-ci. Dans le cas où il est autorisé
à procéder à l'impression, elle se fait à ses risques et périls ; et, s'il n'est pas
admis à la soutenance de la dissertation et des thèses, les frais d'impression
demeurent à sa charge en totalité.

Art. 22. La soutenance de la dissertation et des thèses a lieu publiquement
et à la suite d'un avis affiché quinze jours à l'avance. Elle se fait devant une
commission composée comme il est dit à l'art, 7.

Aucune soutenance n'a lieu postérieurement au Ie1'juillet.
Art. 23. Un rapport est présenté à la Commission universitaire qui, sur le

préavis du Conseil de la Faculté, décide si le candidat est admis.

Art. 24. Le candidat qui échoue à la seconde série d'épreuves, après avoir
réussi à la première, conserve le bénéfice de ce résultat favorable.

Art. 25. Les docteurs en droit de la Faculté de Lausanne sont dispensés
des épreuves déjà subies dans l'examen de doctorat, à la condition d'avoir
satisfait aux exigences prévues à l'art. 5.

Art. 26. Le candidat à la licence qui a présenté et soutenu avec succès une
dissertation de doctorat peut être dispensé par le Conseil de Faculté de fournir
la dissertation en vue du grade de licencié en droit.

Dans ce cas, la soutenance de la dissertation de doctorat a lieu devant
une commission composée de la manière indiquée à l'art. 7.

Art. 27. Le candidat dépose entre les mains du Secrétaire-caissier de
l'Université la somme de 100 francs, au moment où il prend son inscription.

Si le candidat use de la faculté de subir les examens oraux en deux séries,
le dépôt à effectuer est de 40 francs pour la première série et de 60 francs pour
la seconde.

Art. 28. Le montant attribué à la Faculté est réparti par les soins du doyeu,
après les examens écrits et oraux, entre les professeurs qui y ont concouru et
en tenant compte de la part qu'ils y ont prise.

Art. 29. En cas d'insuccès avant la soutenance, la moitié de la somme
versée est restituée au candidat.
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B. Doctorat.
Art. 30. Le grade de docteur en droit est décerné à celui qui fait preuve

de connaissances juridiques d'un caractère général et scientifique, au cours des

épreuves indiquées ci-après.
Art. 31. Pour être admis à subir les examens de doctorat, le candidat doit

adresser au doyen une demande écrite accompagnée des pièces suivantes : cr. Un
certificat d'immatriculation à l'université de Lausanne : — b. un curriculum
vitœ: — c. le ou les diplômes ou certificats d'étude déjà acquis.

Art. 32. Les épreuves comportent: a. un examen écrit; — b. un examen
oral; — c. la présentation et la soutenance d'une dissertation imprimée et de
thèses.

Art. 33. Elles peuvent être subies à une époque quelconque de l'année
universitaire.

Art. 34. Elles ont lieu devant le Conseil de la Faculté, qui peut toujours
s'adjoindre, pour diriger l'examen sur tel ou tel objet d'enseignement, le
professeur ou à son défaut le privat-docent qui donne cet enseignement.

Art. 35. L'art 10 est applicable aux épreuves du doctorat.
Art. 36. L'examen écrit consiste dans la rédaction de trois compositions

qui portent, la lre, sur un sujet de droit romain, la 2me. de droit civil ou
commercial, la 3me, de droit public ou pénal.

Art. 37. Le candidat dispose de 48 heures pour traiter le sujet de droit
romain, et il a le droit de consulter tous ouvrages. B a trois heures pour
chacune des deux autres compositions, et ne peut consulter que les textes non
commentés des lois: il travaille sous la surveillance d'un membre de la
commission.

Art. 38. L'examen oral porte sur des branches d'étude obligatoires et
facultatives.

Art. 39. Les branches obligatoires sont les suivantes: 1. le droit romain
systématique et exégétique; — 2. le droit civil: — 3. le droit commercial y
compris le droit de chauge; — 4. le droit pénal; — 5. le droit public; —
6. le droit international public; — 7. le droit civil comparé; — 8. l'histoire du
droit: — 9. l'économie politique.

Dans les épreuves mentionnées ci-dessus, le droit suisse peut être remplacé,
moyennant l'assentiment de la Faculté, par celui d'un grand Etat européen.

Art. 40. De plus, le candidat sera interrogé sur deux branches qu'il choisit
au nombre des suivantes: 1. la philosophie du droit; — 2. le droit international
privé: — 3. le droit diplomatique et consulaire; — 4. la législation industrielle
et l'économie des grandes industries (fabriques, chemins de fer, etc.) ; — 5. la
sociologie: — 6. la science des finances; — 7. l'évolution de l'organisation
judiciaire et de la procédure: — 8. la médecine légale.

D'autres branches facultatives peuvent être ajoutées suivant les enseignements

donnés à la Faculté.
Art. 41. Le candidat a la faculté de subir l'examen en deux séries.

Dans ce cas, la première série d'examens comprend: 1. le droit romain
systématique; — 2. le droit pénal: — 3. le droit public; — 4. l'économie
politique : — l'épreuve écrite de droit public ou pénal.

La seconde série d'examens comprend les antres branches mentionnées aux
art. 39 et 40, ainsi que les épreuves écrites de droit romain et de droit civil
ou commercial.

Art. 42. Le candidat indique son choix an doyen au moins quinze jours à
l'avance.

Art. 43. Si le candidat a subi avec succès les épreuves écrites et orales, il
est admis à présenter et à soutenir sa dissertation et ses thèses dans les
conditions fixées pour la licence (art. 17 à 23 inclusivement, sauf les dispositions
des art. 26, 2me alinéa et 34).
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Art. 44. Le sujet de la dissertation peut être choisi dans l'une des
disciplines juridiques ou économiques. Elle doit présenter le caractère d'une étude
approfondie et personnelle. Les thèses doivent porter sur chacune des matières,
objet de l'examen, et être de nature à provoquer une discussion.

Art. 45. Les licenciés en droit de la Faculté de Lausanne sont dispensés
des épreuves déjà subies dans l'examen de licence.

Art. 46. Les art. 27, 1er alinéa. 28 et 29 sont applicables, sauf que la somme
versée pour le doctorat et de 200 francs.

Si le candidat use de la faculté de subir les examens en deux séries, le
dépôt à effectuer est de 80 francs pour la première série et de 120 francs pour
la seconde.

Appendice.
Les principaux objets d'enseignement de la Faculté de droit sont :

l'encyclopédie du droit: — la philosophie du droit: — l'histoire du droit: — le droit
romain; — le droit civil: — la procédure civile; — le droit commercial: —
le droit industriel: — le droit public; — le droit administratif; — le droit
pénal; — la procédure pénale: — le droit international public et privé; —
la législation comparée ; — le droit diplomatique et consulaire ; — les sciences
économiques; — les sciences sociales et politiques: — la médecine légale.

93. n. Règlement pour le gardien du Musée Arlaud.

Art. 1er. Tous les jours, sauf le lundi, le gardien doit être au Alusée, de
93 4 heures du matin à midi et de 1 heure à 41 t heures.

Son premier soin, en arrivant, est de visiter les quatre salles du Alusée
et de constater si tout est dans l'état normal, sonneries de sûreté, tableaux,
vitres etc.

Art. 2. Dès dix heures jusqu'à midi et dès une heure jusqu'à quatre heures,
le gardien doit se tenir constamment dans les salles dn premier étage.

A midi et à quatre heures, il avertit les visiteurs présents, soit par une
sonnerie, soit par l'appel ..on ferme", de la fermeture du Alusée; pnis il s'assure
qu'aucune personne n'est restée dans les salles, soit au premier étage, soit au
rez-de-chaussée.

Il ferme ensuite les salles du premier étage et. de concert avec la
concierge, la salle du rez-de-chaussée, où il fixe les cordons de sûreté.

Art. 3. Pendant les heures d'ouverture, le gardien doit circuler dans les
trois salles du premier étage, y maintenir l'ordre et y protéger les œuvres d'art
contre toute atteinte, dégât on accident.

Il doit, en particulier, empêcher les visiteurs de s'approcher outre mesure
des tableaux, de les toucher, de parler haut, de fumer, d'obstruer la circulation,
ou de faire quoi que ce soit qui puisse nuire à la sécurité du Alusée et de ses
collections.

Art. 4. Le gardien ne doit pas engager de conversation avec le public.
Il doit répondre aux questions qui peuvent lui être posées, sans toutefois

négliger la surveillance des salles qui lui sont confiées.

Il ne doit accepter aucun pourboire.
Art. 5. Le gardien ne laissera prendre aucune copie, croquis, photographie,

instantané, etc.. sans l'autorisation écrite du conservateur du Alusée.

Il veillera à ce que les personnes munies de permis de copier ou de
photographier s'en tiennent strictement, soit pour le tableau, soit pour la durée, à la
teneur de leur autorisation et n'entravent pas la circulation.

Le gardien ne laissera pénétrer, sous aucun prétexte, dans les salles, des

personnes munies d'appareils photographiques, à moins qu'elles ne puissent
présenter une autorisation du conservateur du Alusée.
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Art. 6. Le gardien doit s'assurer une fois par semaine du bon état des

appareils de protection contre l'incendie.

Art. 7. Le gardien doit signaler de suite au conservateur du Musée tout
ce qui serait survenu d'anormal, accidents, dégâts etc. Il l'avertit également de
l'arrivée de nouveaux tableaux.

Art. 8. Le gardien est tenu de faire rapport au conservateur du Musée
sur le service de la concierge, le bon entretien des salles, le fonctionnement
des sonneries, la fermeture des salles en dehors des heures d'ouverture
régulières.

Il doit empêcher que l'on introduise des chiens dans les salles, ou qu'on
laisse pénétrer des enfants au-dessous de dix ans non accompagnés de leurs
parents.

Enfin, il doit s'assurer, toutes les fois qu'il en a l'occasion, qu'aucun
visiteur n'est introduit dans le Alusée en dehors des heures et jours réglementaires.

Art. 9. Le gardien peut être requis par le conservateur du Musée en dehors
des jours et heures de service, pour les besoins dn Alusée. Il doit, en
particulier, l'aider pour le placement des tableaux, la confection des étiquettes, les
transports chez les encadreurs etc.

Art. 10. Le gardien a droit à un uniforme et à une casquette, chaque année,
aux frais de l'Etat, suivant modèle adopté par le département. Il est tenu de
les porter pendant les heures de service.

Art. 11. Le traitement du gardien est payé mensuellement.

Anhang.

43. sa. Kreisschreiben des Erziehungsrates des Kantons Schwyz an sämtliche
Gemeindeschulräte und an die Lehrer der Sekundär-, Primär- und
Rekrutenvorschulen betreffend die Aufhebung der Rekruten - Nachschule (Eingabe des

schwyz. Bauernbundes). (Vom 4. Februar 1897.)

Mit Zuschrift vom 16. November 1896 petitionirte der sehwyzerische Bauernbund

beim h. Kantonsrate um Aufhebung der im Jahre 1892 eingeführten
Rekruten-Nachschule.

Der Kantonsrat überwies diese Eingabe an die Petitionskommission zur
Begutachtung und Antragstellung.

Diese Kommission stellte sodann den 2. Dezember 1896 den Antrag, es sei
das Gesuch dermalen nicht näher in Behandlung zu ziehen, sondern dem
Regierungsrat zu Handen des Erziehungsrates zuzuweisen mit der Einladung,
die Frage der Rekraten-Nachschule zum Gegenstand einer sorgfältigen Prüfung
zu machen und dem Kantonsrate darüber Bericht und Gutachten vorzulegen.

Der h. Kantonsrat erhob diesen Antrag zu seinem Beschlüsse.

Wir hegen die Absicht, dieser Einladung im Interesse der Hebung unseres
Schulwesens, der Ehre des Kantons und der Beförderung des geistigen und
materiellen Wohles der Jugend Folge zu geben, und Gutachten und Anträge
zu gestalten, nicht bloss gestüzt auf die mit der Rekruten-Nachschule gemachten
eigenen Erfahrungen, sondern auch auf die den Schulen überhaupt zunächst
stehenden Behörden und der Herren Lehrer, welche mit der Bildung der reifern
männlichen Jugend sich zu beschäftigen haben.

Daher gelangen wir mit den in der Beilage aufgestellten Fragen an Sie

und ersuchen, die Beantwortung derselben einer sorgfältigen Prüfung und
Beratung zu unterstellen, das Resultat derselben als Antwort vorzumerken und
selbe bis spätestens Ende dieses Monats dem unterzeichneten Präsidenten
einzusenden.
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